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Zweckmäßige Hilfsmittel für die «erwoltunjs-
prnxis der neuen Krankenversicherung.

In vierter Auflage ist erschienen:

Hochs Reidisversidierungsordnung
Handausgabe mit ausführlichen Erläuterungen und Sachregister.

814 Seiten.

Preis biegsam gebunden 6 Mark.

..Diese Ausgabe ist sehr geeignet, schnell and zuverlässig über die Be-

Stimmungen des neuen Gesetzes za unterrichten. . . . Die Ausgabe wird sich also

für den täglichen Gebrauch sehr nützlich erweisen.44 („Arbeiter-Versorgung")

„Daß die Hoch'sehe RVO. in rasaher Reihenfolge schon in III. Auflage
herauskommt, ist ein Beweis dafür, wie sehr sie dem Bedürfnis entgegen¬

gekommen ist . . ." („Correspondenzblatt/4)

Immerwährender Kalender

für die Reichsversicherung
Der Kalender ist - zweiseitig - auf Pappe gezogen:

er gibt bei jedem Tage jeden Fristablauf an.

Der Kalender vermeidet Irrtümer und erspart Zeit.

tP£r bildet dadurch für die Unfall- und Krankenversicherung ein

praktisches Hilfsmittel für die Frtstenberechnung." („Arbeiter-Versorgung.")

Preis 1 Mark zuzüglich 30 Pf. Versandkosten.

Vorstehende Verlagswerke sind zu beziehen durch die

Veiiaasbuchtiandlung Carl Giebel, Berlin 023, Dircksenstraße 4.



Für eine größere Allgemeine Ortskrankenkasse Groß-

Berlins wird ein

Abteilungsvorsteher
gesucht. Gehalt nach Übereinkunft. Dienstjahre werden

eventuell angerechnet.
Herren, welche über eine gründliche Kenntnis der in

Frage kommender gesetzlichen Bestimrr ungen verfügen,

werden gebeten, ihre Offerten unter E. K.6 an die Ex¬

pedition dieser Zeitschrift einzusenden.

Im Februar d.J. erschien und ist durch

den unterzeichneten Verlag zu beziehen:

Arzneiverordnungsbuch
für die Krankenkassen Berlins und derVororte pro 1919

Preis pro Exemplar 3,25 Mk. inkl. Porto.

Wir empfehlen jeder Krankenkasse,

sich ein solches Buch zu beschatten.

ferlag der Zentralkommlsslou der Krankenkassen Berlins

nnd der Vororte, Berlin C 25, AleionderstraBe 39-40.

Die

Allgemeine Ruhegehaltsversicherung
Deutscher Krankenkassen ? sitz Weimar

Rechtsfähiger Verein nach $ 22 BGB.

Unter der Aufsicht des Staatsministeriums in Weimar.

Zweck: S**erun¥ von Kuhegehalt, Witwen- und Waisenversor-

===== gung, Heilverfahren für Angestellte im Dienste deutscher

Krankenkassen.

Rückversicherung der Angestellten auf unbeschränkte Zeit,
' wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1919 gestellt wird.

tfstterverslcnerung, nicht mehr Im Kassendienste tätiger
Angestellter.

ftettHttsberechtlgt sind alle im § 225 Absatz I RVO. bezeichneten

Krankenkassen und alle in den §§ 406 u. 414 RVO. genanntenVerbände.

Auskunft erteilt und Zusendung der Drucksachen bewirkt

Die Verwaltung. Weimar, Postschließfach 15.

„Dnnziserc Wösche-KliniK"
Berlin NO 18, Waßmannstraße 19

Midie Herren- oDd Dameo-Leibwäsdie wird ausgebessert
Spez.: Oberhemden-Reparatur ? Kragen enger machen

Damen-Leibwäsche wird neu mit Spitzen besetzt.

Bote holt und bringt Wäsche ins Haus.
Volle Garantie für die Wäsche wird übernommen.

Kollegen nnd Kolleginnen erhalten 10 Prozent.

Sfellennmnweltt
des Uernandes

befinden sieh:

Zentralstellennachweis t

Berlin O 27, DircksenstraJSe *

Pur die Bezirke:

Ostpreußen: K. Kühn, Königs¬
berg i. Pr., Knochen8traße 17.

Königreich Sachsen: Dresden-N.

Wettinerplatz 2 (Geschäfts¬
stelle), täglich »Vi bis 101/« Uhr.

Fernsprecher 17659.

Sachsen-Anhalt: Walter Krone

Magdeburg, Hasselbachstr. 2.

Nordbayern: Anton Asberger,
Nürnberg, Lobleinstraße 31 III

Württemberg: Christian Burk¬

hard!, Stuttgart, Rötestraße 57

Baden-Pfalz: Albert Martin.

Mannheim, Uhlandstraße 38 II.

Hessen-Nassau: NikolausSchmitt

Frankfurt a.M., Battonnstr.25 IL

FOr die Ortsgruppen:
Berlin, Geschäftsstelle: O 27

Dircksenstr. 4 I, Franz Krüger
Tel.: Amt Alexander 1427.

Breslau. Adolf Krause, Breslau X.

Kohlenstraße 3.

Chemnitz, Hugo Köhler, Zieten-

straße 68.

Dresden-A., Wettinerplatz 2, täg¬
lich von 9l/i—107a Uhr. Fern¬

sprecher 17659.

Eßlingen, Carl Sticket, Landolin-

straße 5.

Hamburg. Adolf Kühne, Ham¬

burg, Norderstraße 169. Fern¬

sprecher: Gruppe 4, 7174.

Königsberg I. Pr., Karl Kühn,
Knochenstraße 17.

Leipzig. Schenkendorfstr. 50 III.

Ludwigsburg, Friedrich Murich

Talstraße 23.

Magdeburg, Walter Krone,Hassel
bachstraße 2.

Mannheim und Ludwigshaien,
Albert Martin, Mannheim,
Uhlandstraße 38 II.

Plauen I. V., Kichr.rd Scholz,
Schildstraße 39 III.

Stuttgart, Christian Burkhardt.
Rötestraße 57.

Zittau I. Sa., Paul Richter,
Theaterstraße 36.

Zwickau I. Sa., Kurt Kirchner

Elsässer Straße 56 IL

Wir ersuchen die Kollegen, __\
ihnen bekannt werdende Vakanz

«oforl bei dem nächsten Nach¬

weis zu melden.

MI. Leschnikl
Lieferant für Krankenkasser I

BadstraBe 42/43. I
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Die Krankenversicherung der Erwerbslosen.
Von Julius Cohn, Geschäftsführer der Allgemeinen Ortskrankenkasse der Stadt Berlin

Durch Verordnung der Regierung ist zur

erführung des deutschen Wirtschaftslebens in

.n Frieden eine oberste Reichsbehörde unter

i Bezeichnung: „Reichsamt für die Wirtschaft-

he Demobilmachung" errichtet worden. Dieses

hit zur Durchführung seiner Aufgaben die weit-

nendste Vollmacht erhalten. Verordnungen des

uatssekretärs dieses Amtes haben dieselbe Gel¬

ig wie Reichsgesetze.
Am 13. November 1918 wurde durch Ver¬

ordnung dieses Amtes (RGBl. S. 1305) eine Reichs-

verbslosenfürsorge eingeführt. Alle Gemeinden

:d verpflichtet, eine Fürsorge für Erwerbslose

-inzurichten, der sie nicht den Rechtscharakter

r Armenpflege beilegen dürfen. Gemeinden,
e trotz eines vorhandenen Bedürfnisses keine

Ier eine ungenügende Fürsorge errichten, werden
iazu von den Aufsichtsbehörden angehalten; diese

innen auch die dazu notwendigen Anordnungen
r Rechnung der Gemeinde treffen. Bei Lei-

ungsunfähigkeit derselben kann auch angeordnet
werden, daß ein Gemeindeverband die Lasten

ernimmt oder die Gemeinde unterstützt. Der

•meinde werden vom Reiche », von dem zu

indigen Bundesstaat ¦/§• erstattet, so daß sie

bst nur f/is zu zahlen hat Ist sie aber lei-

mgsschwach, so kann eine Erhöhung der Reichs¬

te bewilligt werden.

§ 9 dieser Verordnung bestimmt, daß Art und

»he der Unterstützung, die Festsetzung einer

Ken Wartezeit, die Weiterzahlung der Kranken

senbeiträge, dem Ermessen de i Gemeinde-

rbandea überlassen bleibt. Es ist jedoch für

.e ausreichende Unterstützung! die mindestens
n nach der Reichsversicherungsordnuns fest-

setzten und nach der Zahl der Familien-
/liedei für den Ernährer einer Familie an-

mess< i zu erhöhenden Ortslohn erreichen muß,
sorgen.
Durch diese Verordnung wird um ersten

de anerkannt, daß das Reich, die Bun on

und die Gemeinden verpflichtet sine, für die Er¬

werbslosen zu sorgen. Es wird auch das erstemal

darauf hingewiesen, daß es nötig ist, die Kranker.-

kassenbeiträge für diese von selten der Gemeinde

weiterzuzahlen. Auf Grund dieser Bestimmungen
haben eine große Anzahl der Gemeinden die Bei¬

tragszahlung für die Erwerbslosen übernommen.
Da die Gemeinden aber durch diese Beitrags¬
zahlung möglichst wenig Arbeit haben wollen,
wurde in Groß-Berlin bestimmt, daß die Erwerbs¬

losen den Betrag verauslagen sollen und die ver¬

auslagten Krankenkassenbeiträge bis zur Stufe 5

von den Gemeinden erstattet erhalten. Die Er¬

werbslosen haben aber zum allergrößten Teil die

Beiträge nicht verauslagt, so daß zweifellos der

Zweck der Verordnung verfehlt wäre, wenn nicht

durch eine weitere Verordnung die Versicherung
der Erwerbslosen auf eine andere Grundlage ge¬
stellt werden sollte.

Durch Verordnung vom 21. Dezember 1916

(R8B1. S. 1445) wird bestimmt, daß die Gemeinden

diejenigen Erwerbslosen, welche auf Grund der

Reichsversicherungsordnung zur Fortsetzung oder

Aufrechterhaltung einer Versicherung gegen
Krankheit bei einer Krankenkasse, knappschaft-
lichen Krankenkasse oder Ersatzkasse berechtigt
sind, bei der Krankenkasse in der bisherigen
Mitgliedermasse oder Lohnstufe anmelden und

die vollen Beiträge für die Erwerbslosen zahlen

sollen. Versau "ht es die Gemeinde und verliert

dadurch der Erwerbslose den Anspruch a;

Krankenhilfe, so hat die Gemeinde ihrerseits dem

Erwerbslosen die gleiche oder eine gleichwertig
Krankenhilfe zu gewähren. Kinn die Gemeinde

die ärztliche Behandlung selbst nicht beschaffen,
so hat sie dem Erwerbslosen dafür '- des g
setzlichen Krankengeldes zu zahlen. Von lies

Leistungen können nur die Beiträge als Kosten

-r Erwerbslosenfürsorge gegenüber Deich und

t angerechnet werden. Neben Krankengeid
odkr Krankenhauspflege, die dem erkrankter.
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Erwerbslosen gewährt wird, erhalt er- nur die Zu-

schlage fur Faroilienn den N *ch dieser i euen

ntmachung ist derPersonen! fürweichen
• meinde zur Meidung und Zahlung der Bei-

rpflichtet ist, auf die bisher Versicherten

.kt; auch für diese kann die Mitglied tl ift

nur fortgesetzt werden, w rklärung inner¬

halb drei W hen nach dem Austritt aus der Be¬

schäftigung erfolgt und di»se Personen der Ka

vorhe. • ier -V ununterbrochen

oder innerhtlb des letzten Jahres sechs Monate

angeheirr haben. Für Kn teilnehmer und Hilfs¬

dienstpflichtige wird allerdings die Dienstzeit o Ier

Beschäftigung im Hilfsdienst als Unterbrechung
nicht nng( i, ferner ist für diese die Zeit zur

Erklärui der fr^iuilhgpn Mitgliedschaft auf

sechs Wochen nach Rückkehr in die Heinsat oder

Been ligui des Hilfsdienstes verlängert Dia

\ ei »icherung muß grun /.lieh In der bisherigen
Stufe erfolgen. Erv -lose, die nach der letzten

Beschäftigung schon in eine niedrigere Stufe

fiberg eten sind, müssen in die letzte Pflicht¬

stufe i i itzt werden. Um die Anmeldung
braucl sich der Erwerbslose nicht kümmern,
diese hat die Gemeinde zu h

.
tut sie es

jedoch nicht, so kann die Kasse die Gemeinde
hierzu nicht zw gen. Die Gemeinde Ist dann zu

dem el • n o Ier gleich vertigen Leistungen an die

Erkrankten verpflichtet
Die neue Verordnung könnte bei oberflächlicher

Betracnting Be:'rie ügunga islösen, bei praktischer
Anwendung derselben stoßt man j *doch auf derart

viel Schwierigkeiten und Ungerechtigkeiten! daß

man zu dem Ergebnis kommt, dieselbe ist ebenso

unzweckmäßig «ne die erste. Zunächst läßt sie den

größten Teil derjenigen, die Erwerbslosenunter-

stützung b ;ziehen9aus derVersicherung heraus« Ein

großer feil dei turüekkehrenden Kriegsteilnehmer
war vor dem Kriege nicht versichert, zahlreiche

kleine s abstand ge Existenzen hat der Krieg ver¬

nichtet Die fr iheren kleinen M tister und kleinen

Kaufleute kommen aus dem Kriege zui ück, sie sind

ohne Existenz, für sie soll im Krankheitsfalle
kein" Kasse da sein, die sich ihrer annimmt. Alle

Angestellten, die vor dem Kriege über 2500 Mk.

verdient haben und nicht der Versicherungs-
pflicht mterlagen, fallen aus der Versicherung
heraus. Diejenigen Personen, iie vor dem Kriege
gemäß §§ 169 bis 171 RVO. befrett waren, können

in einei Kass^ nicht mehr untergebracht werden.

Schließlich kom nen noch alle die enigen in Be¬

tracht, die vor dem Kriege einer Kasse in Elsaß-

Lothringen oder sonstigen be Rten Gebieten

angt*hört*n, jetzt aber mir ihren Kassen nicht in

Verbindung treten können oder diejenigen, welche

in Betriebs- und Im ungskassen waren, die wäh¬

rend des Krieges geschlossen wurden. Selbst

wenn m die Unständigen un i Hausgewe
treibenden, d ch in die Liste nicht eintragen
ließen, nicht berücksichtigt, so fällt schon ein

fn tzentual ganz erheblicher Tel der Brwerbs*-
len n ..t ui

* d e Verordnung. Wenn man

aber i »• h alle diejenigen hinzurechnet, bei welchen

am T krafttretens der Veror inung die

M id» pflicht verstrichen war, so ko nmt man zu

dem E gebnis, daß der größte Teil dei Erwerbs¬

losen >n d-r Vers erung nicht erfaßt «rird.
I ersuch, diese Vi rordnung durchzufühn ri,
sind aber die größeren Gemeinden, die mit Tau¬

senden und Abertausenden von Erwerb en zu

tun hab n. zu der üb- igung geko nm m, d

die Durchf ihrung nicht möglich ist. Die Ge¬
meinden Groß-Berlins müßten bei einem großen
Teil der Krankenkassen im Deutschen Reiche an¬

melden. Aliein in Groß-Berlih bestehen noch

über 200 Orts-, Betriebs und Innungskranken¬
kassen; für größere Gemein len kommen weit

üb »r 1000 Kassen im Deutschen Reiche in Frage,
mit denen sie korrespondieren müssen, di* meisten

dieser Kassen haben verschiedene Beiträge und

Unterstützungssätze. Die Durchführung der An¬

meldung erwies sich aoer auch deswegen un

möglich, weil ein ganz erheblicher Teil der Er¬

werbslosen und zurückgekehrten Kriegsteilnehmer
gar nicht In der Lage ist, anzugeben, welcher

Kasse sie zuletzt angehörten. Ein Teil der Orts-

krankenkassen hat die Mitglie isbücher längst
abgeschafft, Betriebskrankenkassen führen solche

s*hr selten. Die Erwerbslosen wissen häufig nur,

daß sie in einer Fabrik in der oder einer anderen

Gegend arbeiteten, schon die genaue Angabe der

Firma stößt auf Schwierigkeiten. Welche Kasse

für den Betrieb zuständig ist, wissen in den

meisten Fällen nur diejenigen, welche Kranken¬

unterstützung bezogen haben. In den seltensten

Fällen kann ein Arbeitsloser angeben, ob sein

Arbeitgeber bei einer Orts
,
Betriebs oderInnungs¬

kasse versichert. In groß m Gerneind m blieb

daher nur dia Wahl, aur' die Anmeldung bei dea

Kassen überhaupt zu verzichten und alle Er¬

krankten selbst zu unterstützen oder aber die

Versicherung der Erweroslosen in anderer Weise

zu regeln« Die Übernahme der Unterstützung
durch die Gemeinden hätte unerwünschte Folgen
gezeitigt. Macht die Gemeindfl von der von ihr

nur bedingt geforderten Meidepflicht keinen Ge¬

brauch, so ist zwar der Erwerbslose für die Dauer

des Bezuges der Erwerbslosenunterstützung im

Krankheitsfalle gesichert; geht die Unterstützung
aber zu En le, bevor es ihm gelingt, Arbeit zu

erhalten« so hat er das Recht, freiwilliges Mit¬

glied einer Kasse zu werden, verwirkt oder aber

die früher erklärte freiwillige Mitglie ischaft ist

wegen Unter] issung der Beitragszahlung ver-

fallen. Die Gemeinden Groß-Berlins hatten ein

Interesse, es hierauf nicht ankommen zu lassen,
sondern eine Form der Versicherung zu finden,
nach welcher alle die Crwerbslosenunte^stützung
beziehen, versichert wer len und nur eine Kranken-

kisse für die Versicherung in Frage kommt.

Wiederholte Verhandlungen der Stadt Berlin und

größerer Vorortsgemeinden mit den zuständigea
Allgemeinen Ortskrankenkassen, den Vertretern

der Gewerkschaften sowie den Arbeitslosen zei¬

tigten folgenies Resultat:

1. Die Gemeinden, welche sich diesem Abkommen

anschließen, melden alle Erwerbslose, ohne

Rücksicht dirauf, ob dieselben früher ver¬

sichert waren und welcher Kasse sie an¬

gehörten hei der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse ihrer Gemeinde.

2. Als Eintrittstag gilt der erste Tag des Be¬

zuges der Erwerbslosenunterstüuung, als

Austrittstag der letzte Tag der Unter¬

stützungszeit.
3. Als Grundlohn gilt die Höhe der Erwerbs-

losenunterstützung.
4. Die An- und Abaieldepflicht wird auf 14 Tage

festgesetzt.
5. Die Gemeinde zahlt die vollen Beiträge.

—•

ö. Die Erwerbslosen erhalten dieselbe Unter¬

stützung wie die übrigen Mitglieder.
7. Gehörten die Erwerbslosen vorher andere»

Kassen an, so gelten die Bestimmungea
der Reichsversicherungsordnung über Mehr¬

leistungen entsprechend.
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8, Die Erwerbslosen, welche bisher höheren

Stufen angehörten, haben das Recht, inner¬

halb drei Wochen nach der Anmeldung eine

Zusatzversicherung für diese Stufe ein- j
zugehen.
Das Demobilmachungsamt, welches ebenfalls J
vertreten war, soll ersucht werden, die Ver- 4

ordnung vom 21. Dezember 19l8 entsprechend
zu ändern.

Durch diese Vereinbarung ist es möglich, alle

Erwerbslosen ausnahmslos zu versichern, um

ihnen im Krankheitsfalle wirksame Hilfe zuteil

rden zu lassen Diesem großen Vorteil gegen¬

über konnte das Bedenken keine Ro Ie speien,
3 einzelne Personen, für deren Beruf noch

mer besondere Ortskrankenkassen zugelassen
nd, nicht in ihrer bisherigen Kasse freiwillige

lliglieder bleiben können. Der Vorteil für die

(i. samtheit ist so in die Augen springend, daß

Einzelinteressen zurückgestellt werden müssen.

Durch die Versicherung bei einer Kasse ist auch

die Möglichkeit unterbunden, Erwerbslosen- und

ankenunteratützung gleichzeitig zu beziehen.

Es wurde in Berlin vereinbart, daß die Arznei-

cheine für die Erwerbslosen nicht von der

Krankenkasse, sondern von der Krankenversiche¬

rungsabteilung der Erwerbslosonfürsor ge aus¬

stellt werden. Im Falle des Eintritts der Ar-

itsunfähigkeit muß der Schein zunächst in der

Fürsorgestelle für Erwerbslose abgestempelt
werden, bevor ein Hauskrankenschein erteilt wird.

Hierdurch hat die Fürsorgestelle vor Erteilung
des Hauskrankenscheins von der eingetretenen
Aibeitsunfähigkeit Kenntnis und kann die Er¬

werbslosenunterstützung für die Person des

Kranken einstellen. Werden Erwerbslose von

einem Arbeitgeber angemeldet, bevor die Ab¬

meldung der Fürsorgestelle eingegangen ist, so

gilt die Anmeldung gleichzeitig als Abmeldung
der F'ürsorgestelle. Außerdem benachrichtigt die

Kasse die Fürsorgestelle von der Wiederaufnahme

der Beschäftigung. Die Vereinbarungen sind so¬

fort in Kraft getieten, Schwierigkeiten haben sich,
soweit lisher beurteilt werden kann, nicht er¬

geben. Es dürfte nun die Frag^ auftauchen, ob

diese Vereinbarung ohne Anordnung des De-

mobilmachungsamts gültig ist. Diese Frage kann

bejaht werden. Wie schon bemerkt, besteht für

die Gemeinde keine Verpflichtung zur Anmeldung,
sie hat, wenn sie nicht hei der zuständigen Kasse

meldet und der Erwerbslose seine Mitgliedschaft
nicht freiwillig fortgesetzt hat, die Unterstützung
zu leisten. Für diese Leistungen ist sie jedoch
bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse durch die

Anmeldung rückversichert. Für die wenigen
Fälle, in welchen die Berufskassen aus irgend¬
welchen besonderen Gründen mehr leisten als

die Allgemeine Ortskrankenkasse trägt die Ge¬

meinde den Leistungsunterschied.

Die Verbindung der Sozialversicherung mit der

Militärversorgung.
Von Prof. Dr. jui. Gerhard Wörner, Leipzig.

Durch die Verordnung über An Ier ung des

Verfahrens in Mditärvtrsorgung ssachen vom

1. Februar 1919 (RGBl. S 149) ist im Rechts-

zug des militärischen Versorgungswesens ein

weiterer Fortschritt von großer Tragweite herbei¬

führt werden. Der erste Schritt war die Ein-

/jchtung von Versofgungbämtern bei den General-

konmandos (Erlaß vom 21. Mai 1918, AVB1. S. 323),
denen die zusammengefaßte BearbeUur g der

Mannschafts-, Offiziers- und Hiuterbliebenen-

versergung übertragen wurde, die vordem teils

den Generalkommandos, teils den Intendanturen

oblajj. Nunmehr wird in Versorgungsangelegen¬
ten außerdem an Steile des bisher zugelassenen,

für den Versorgungsberechtigten umständlichen

ordentlichen Rechtsweg (Landgericht in f rster

Instanz) ein Spruchvc rfahren eingeführt, das die

chkunde und \ erfahrensschnelligkeit derOber-

i Sicherungsämter und des Reichsversicherungs-
tts in den Die* st der Militärversorgung stellt.

U* chtszustand ist nach alledem jetzt folgender:
Die Entscheidung über die Versorgungs-

bührnisse trifft grundsätzlich nach wie vor die

oberste Militärverwaltung shehörde des Kontin-

nts (§27 IIVG., § 19 OPG., § 28 MHfl ), also

Kriegsmini.»terium. Es hat in Benutzung der

n hierzu erteilten gesetzlichen Ermächtigung
\ Entscheidungsbefugnis im wesentlichen Tm-

ig auf die ihm unterstellten Generalkommandos
w. Intendanturen, jetzi Versorgungsämter, als

te Inst; i z übertragen.*) Gegen den Bescheid

'j Von den Fällen, wo der Truppenteil oder

Bezirk"kommanrio sofort ablehnenden Be-

' id zu orte len hat, soll hier abgesehen werden.

In diesen Fallen kommen diese Behörden als

te Instar z in Betrach

dieser Behörden, der in rechtlicher und tatsäch¬

licher Beziehung zu begründen ist ind bei Fest¬

stellung von Veraorgungsgebührnisser, deren

Berechr ung nach Höhe und Art erkennen lassen

muß kann der Arsprucheihebende Einspruch
beim Versorgungsamt zur Entscheidung durch

das Kriegsministerium einlegen. Die Einspruchs¬
frist beträgt einen Monat*), gerechnet von der

Zustellung. Die Frist gilt auch dann als gewah't,
wenn der Einspruch rechtzeitig bei einer anderen

deutschen amtlichen Stelle oder bei einem Träger
der Feichsversicherung eingegangen ist. Das

Kriegsminisierium entscheidet über den Einspruch,
und zwar „im Verwaltung&verjahren" an yylet$ter
Stelle", aber nicht endgültig.

\ielmehr ist gege; den Bescheid des Kriegs¬
ministeriums, soweit es sich um Feststellung von

Ver?orgungsgebührnissen handelt, noch der

Rechtszug im Spruchverfahren der Militär, ersorgarg

zulässig. Hierzu werden die neuen Militär-

versoryungscerichte und das Reichsmilitär-

verborgut'üsgericht, oder für Bayern das Landes-

militarversorgungfgeiicht, eingesetzt. Die Militär-

versorgunorsgerchte werden bei den Ober-

Versicherungsämtern errichtet. Für den Bezirk

mehreier benachbarter Oberversicherungsämter
kann lei einem von ihnen ein gemeinsam
Myitärversorgungsgericht errichtet weiden. Der

Vcrsitzei.de d(is Obei versicherungsamts is: zu¬

gleich der Vorsitzende di'^ Militärversorgui gs-

gerichts und führt als solcher die Amtsbezeichnung
„Direktor des Militärversorgungsgericbts". Über

die gegen den Bescheid des Kj iegsministeriums
beim MilitärVersorgungsgericht eingelegte Be

*) Bei Zustellung außerhalb Europa.* drei

Monate.
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rufung entscheidet die bei ihm gebildete Kammer.

Diese iteht aus dem Direktor des Militär-

-sorgungsgerichts oder einen, an leren Mitglied
l >ber icherungsamts als Vorsitzenden,

einem richterlichen Mitglied ordentlichen

•nchts, eitlem Vertreter der Militärverwaltui

wie zwei versorgui igsberechtigten, aus dem

aktiven Militärdienst au enen Personen

nterklaasen des Soldatenstandes Handelt

siel n^n Anspruch von Offizieren oder

ren Hinterbliebenen, so tritt an die St- lie einer

on der Unterklassen "in Offizier. Über die

-ufunesfrist gilt gleicl wie für die Ein-

pruchsfrist. Zustand t das Militärversorgungs-
;icM, in dessen Bezirk der Kläger zur Zeit

d*r Einlegung der Berufung wohnt.

Gegi n die Urteile der Militär versorgungl-

richte b «ien Parteien innerhalb eil

Monat n ch öer Zustellung der Rekart ai das

Reichsmilitärvei lorgungs^encht za Der Rekurs

;.t »n, wenn durch den Beseht I

ne Teil-*-
•

m nicht mehr als 33 v. H. wegen

tlicher Verinderui g der Verhältnisse ge«
minder' worden ist. Der Rekurs ist ferner aus-

getchlo. Ben, wenn es sich lediglieh um die Kosten

Verfahrens bände Ober den Rekurs ent-

•t da im Reichst cr^uherangsamt errichtete

Reich imilitärversorgungfgericht, dessen Präsident

zugleich der Vorsitzende de Reicbsmilitir-

•?rsorgungsgerichis i^t mit der Amtsbezeichnung
„Präsident des Reichsmilitar versorg in gNgeriehts".
Als sein ständiger Stell ver: reter tur Militär-

versorgungSithen wird vom Staatssekretär des

Reichsarbeitsamts ein besonderer Direktor im

keichsversicherungsamt für die Dauer seines

Amts bestellt; er führt die Amtsbezeichnung
„Direktor des Reichsmilitärversorgungsgerichts".
Die Rekursentscheidung fallt der hierzu gebildete
Vna/, der aus dem Präsidenten oder Direktor

des Reiehsmilitärver-orguiigogerichts als Vor¬

sitzenden besteht, an deren Stelle auch ein

Seitatspräsident des Reichsversicherungsamts
treten kann, ferner aus einem weiteren ständigen
Mitgliede des Reichsversicherungsamts, einem

richterlichen Mitgliede eines ordentlichen Gerichts,
einem Offizier und einem höheren Beamten der

Militärverwaltung als deren Vertretern, zwei

versorgungsbf rechtigten, aus dem aktiven Militär¬

dienst ausgeschiedenen Personen vier Unterklassen

des Soldatenstandes; bei Offiziersansprüchen tritt

an Stelle der einen Person der Unterklassen

auch hier ein Offizier

Die Verhandlung vor allen Militär vers ;rgungs-
gerichten ist mündlich und öffentlich, das Ver¬

tretungsrecht und die Gebühri nbelastung ist wie

in der Sozialversicherung geregelt. Die Kosten

des ReichsnulitärVersorgungsgerichts trägt das

Reich, diejenigen der Militärversorgungsgerichte
werden bis zur endgültigen gesetzlichen Regelung

das Reich verauslagt.
Die Verordnung bring! endlich i zwei

neue Bestimmungen in die Reichsversicherunj
ordnung, die §§ a703a und 17:;7a. Kommt statt der

Unfallentschädigung oder neben Ihr wegen des¬
selben Leiden., oder weg« n eines Todesfalls die

Versorgung nach den Militärversorgunj <t/en in

Fra«! » kann das Reichsversicherungsamt den
Militärfiskus i.i i\om Verfahren beiladen und zur

Zahlung der Gebührnisse verurteilen, auch wenn

ein Anspruch gegen ihn bereits rechtskräftig
abgelehnt worden ist. Umgekehrt kann das

ReTchsmilitärversorgung8gericht in seinem Ver¬

fahren den Träger der Unfallversicherung bei¬

laden und zur Entschädigung verurteilen, wenn

statt dei MilitärVersorgung oder neben ihr wegen
desselben Leidens oder weger) eines Todesfalls

eine Entschädigung nach den Vorschriften der

Reichsversichfrungsordnung über Unfallversiche¬

rung in Frage komn t.

Die Verordnung tritt am 1. März 1919 in

Kraft Sie ist zweifellos ein, wenn auch ge¬

schickter, Notbehelf, der seine endgültige Regelung
in den in aussieht stehenden neuen Reichs-

gcse'zen über Militärversorgung finden wird. Ob

diese die jetzt getroffei e Behördengemeinschaft
beibehalten wird, ist ungewiß; zu wünschen ist

es im Interesse des MÜitärveraorgungswetens
nicht. Die besonderen Amtsbezeichnungen der

Vorsitzenden lassen auch vermute daß die

Reichsregierung bereits eine Trennung i i Auge
hat. Das Militärversorgungswesen hat schon

gegenwärtig einen solchen Umfang angenommen
und wird ihn auf zwei Menschenalter nur in

Nachwirkung des Krieges behalten, daü sich eine

selbständige Behördenorganisation empfiehlt. Gewiß
sindvieleTat und Rechtsfragen bei derMannschafts-

versorgung dieselben wie bei der Unfallversiche¬

rung, in verschiedenen Punkten besteht aber doch

ein wesentlicher Unterschied. Ich labe daher

schon vor Jahresfrist angeregt das ganze Militär¬

versorgungswesen zu verselbständigen, seine

rechnungstechnische und wirtschaftliche Durch¬

führung einer besonderen Reichsmilitärversorgungs-
anstalt zu übertragen, die in den Versorgungs¬
ämtern ihre bezirklichen Feststellungs- und An¬

weisungsbehörden haben würde. Das Verfahren

könnte dabei dadurch wesentlich vereinfacht und

durchsichtiger werden, daß die Entscheidung
erster Instanz bei den Versorgungsämtern liegt
und der Rechtszug von diesen unmittelbar an

das Militärver-orgungsgericht und von diesem an

das Reichsmilitärversorgungsgericht geht. Die

vorbereitende Tätigkeit der Truppe (Anspruchs¬
erhebung vor der Entlassung) und des Bezirks¬

kommandos (Anspruchserhebung nach der Ent¬

lassung) würde dabei beizubehalten sein. Die

jetzige Zwischeninstanz Oberste MilitärVerwaltungs¬
behörde (Kriegsministeiium) ist überflüssig; die

Rechtseinheit wahrt das Reichsmilitärversorgungs-
gencht. Die vorgeschlagene Reichsmilitär-

versorgungsanstalt hätte also eine ähnliche Auf¬

gabe wie die Rechnungsstelle des Reichs¬

versicherungsamts bei der Invalidenversiche¬

rung. Sollte der von mir vertretene Gedanke
einer Volkswehrversicherung Verwirklichung fin¬

den, so würde die Reichsmilitärversorgungs-
anstalt der gegebene Träger dieser Versiche¬

rung sein.

Für die Träger der Sozialversicherung wird
das Gebiet der Militärversorgung aber auch

darum von wachsen.Ier Bedeutung sein, weil die

zahireid en Wechselbeziehungen zwischen Sozial-

versicherung und Militärversorgung, die schon

während des Krieges zutage traten, bestimmt

in der Friedenszeit sich noch weit bemerkbai

machen werden.

CD
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Verwaltung.
Verordnung über die Wahl des Vorstands*

Vorsitzenden bei den Ortskrankenkassen und

über die Kassenangestellten vom 5 Februar 1919.

§ 1. Der § 328 RVO. erhält folgenden Wort¬

laut: „Die Vorstandsmitglieder der Ortskranken¬

kassen wählen aus ihrer Mitte in ungetrennter

Wahlhandlung den Vorsitzenden des Vorstandes

owie einen oder mehrere Stellvertreter für ihn.*4

§ 2 Die §§ 329, 330 RVO. fallen weg.

§ 3. Der § 349 RVO. erhält folgenden Wort-

laut: .Bei den Orts-, Land- und Innungskranken¬

kassen beruft der Vorstand die aus Mnteln der

Kassen bezahlten Angestellten."

§ 4. Der § 350 RVO. fällt weg.

§ 5 Im § 351 Abs. 1 RVO. fallen die Worte

„oder nach § 359 deren Rechte und Pflichten

haben44 weg.

§ 6. Im § 353 Abs. 1 RVO. erhält Nr. 3 fol-

nden Wortlaut: „3. Unter welchen Bedingungen

Stellung auf Lebenszeit oder nach Landesrecht

unwiderruf ich ei folgt unH Ruhrgehalt und Hinter-

\ hebenenfürsorge gewährt werden.44

§7. Im §354 RVO. erhält der Abs.2 fol-

}_ nden Wortlaut: „Nach zehnjähriger Beschaff¬

ung darf die Kündigung oder Entlassung solcher

Angestellten nur aus einem wichtigen Grunde

stattfinden.'*4

§ 8. Der § 355 Abs.2 RVO. fällt weg.

Der Abs. 3 daselbst erhält folgenden Wort-

Ult: „Die Dienstordnung bedarf der Genehmigung
des Oberversicherungsamts. Diese darf nur ver¬

tat werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt,

insbesondere, wenn Zahl oder Besoldung der An¬

stellten in auffälligem Mißveihältnisse zu ihren

Aufgaben steht u

§ 9. Im fi 369 RVO. fallen die Abs. 1 bis 5 weg.

§ 10. Landesrechtliche Vorschriften und An¬

ordnungen, die auf Grund des § 359 Abs. 4 ge¬

troffen sind,, werden aufgehoben. Kassenangestellte,
die danach beim Inkrafttreten dieser Verordnung

die Rechte und Pflichten der staatlichen oder ge¬

meindlichen Beamten bereits besitzen, behalten

für ihre Person diese Rechte insoweit, als nach

I ndesrecht tür staatliche oder gemeindliche
Beamte ein Vorrecht hinsichtlich der Gemeinde-

besteueiung besteht.

§ 11. Wer, ohne nach Landesrecht staatlicher

• ier gemeindlicher Beamter zu sein, am Tage
s Inkrafttretens dieser Verordnung von einer

:N-, Land- oder Innungskrankenkasse auf Le-

Mszeit unwiderruflich oder mit Anspruch auf

Ruhegehalt angestellt ist. wird der Dienstordnung

iner Krankenkasse unterstellt, unbeschadet der

Sprüche oder Anwartschaften auf Gehalt, Ruhe-

g( halt, Wartegeld oder ähnliche Bezüge, die ihm

am genannten Tage bereits zustehen.

§ 12. Diese Verordnung hat Gesetzeskraft

und tritt mit dem Taue der Verkündung in Kraft.

Verordr ung über Krankenversicherung.
Vom 3. Februar 1919. (RGBl. S. 191.)

§ 1.- Im § 169 Abs. 1 RVO. werden die Worte

die in Betrieben oder im Dienste des Reichs,

ties Bundesstaats, eines Gemeindeverbandes,

er Gemeinde oder eines Versicherungsträgers

schäftigten44 durch die Worte ersetzt „Beamte

EU trieben oder im Dienste des Reichs, eines

indesstaats, eines Gemeindeverbandes, einer

Gemeinde oder eines Versicherungsträgers44.
§ 169 Abs. 2 RVO. erhält folgenden Wortlaut:

Das gleiche gilt für Beschäftigte der im Abs. 1

bezeichneten Arbeitgeber, die auf Lebenszeit oder

nach Landesrecht unwiderruflich oder mit Anrecht

auf Ruhegehalt angestellt sind, sowie für Lehrer

und Erzieher an öffentlichen Schulen oder An¬

stalten.

§ 2. Im § 170 Abs. 1 RVO. werden die Worte

„die in Betrieben oder im Dienste ariderer öffent¬

licher Verbände oder öffentlicher Körperschaften
Beschäftigten44 durch die Worte ersetzt „Beamte
in Betrieben oder im Dienste anderer öffentlicher

Verbände oder öffentlicher Körperschaften14.
Der § 170 Abs. 2 RVO. erhält folgenden Wort¬

laut: Das gleiche gilt für Beamte der bisher landes¬

herrlichen Hof-, Domanial-, Kameral-, Forst- und

ähnlichen Verwaltungen, der bisher Herzoglich
Braunschweigischen Landschaft und der Fürstlich

Hohenzollernschen FideikommißVerwaltung.
Dem § 170 RVO. ist folgender Abs. 3 hinzu¬

zufügen: Das gleiche gilt ferner für Beschäftigte
der im Abs. 1, 2 bezeichneten Arbeitgeber, die

auf Lebenszeit oder nach Landesrecht unwider¬

ruflich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt an¬

gestellt sind.

§ 3. Im § 171 RVO. fallen die Worte weg

„in Betrieben oder im Dienste nicht öffentlicher

Körperschaften oder44.

§ 4. Die Versicherungsfreiheit von Personen,
die ohne Beamteneigenschaft und ohne auf Lebens¬

zeit oder nach Landesrecht unwiderruflich oder

mit Anrecht auf Ruhegehalt angestellt zu sein,

in Betrieben oder im Dienste der im § 169 Abs. 1,

§ 170 Abs. 1, 2 RVO. bezeichneten Art beschäftigt
werden, erlischt mit dem Inkrafttreten dieser

Verordnung.
Das gleiche gilt für die Versicherungsfreiheit

der in Betrieben (»der im Dienste von nicht öffent¬

lichen Körperschaften Beschäftigten.
Für Versicherungsfälle, die beim Inkrafttreten

dieser Verordnung bereits eingetreten sind, gilt

§ 212 RVO. entsprechend.
§ 5. Ist Personen der im § 4 genannten Art

gegen ihren Arbeitgeber einer der im § 169

RVO. bezeichneten Ansprüche gewährleistet, so

kann ihnen der Arbeitgeber das Krankengeld

auf die Barbezüge anrechnen, die er ihnen während

der Krankheit weiterzuzahlen hat.

Dies gilt nicht, soweit der Anspruch auf einer

gesetzlichen Verpflichtung beruht.

§ 6. Im § 173 RVO. werden die Worte

„auf die Dauer nur zu einem geringen Teile

arbeitsfähig ist44 durch die Worte ersetzt „eine

Invalidenrente bezieht oder dauernd invalide im

Sinne des § 1255 Abs 2 ist44.

Dem § 173 wird folgender Abs.2 hinzugefügt:

„Über den Antrag auf Befreiung entscheidet das

Versicherungsamt (BeschlußausschuQ) nach An¬

hörung des Kassenvorstandes. Die Befreiung

tritt vom Eingang des Antrags an. Wird der

Antrag abgelehnt, so entscheidet auf Beschwerde

das Oberversicherungsamt endgültig.44

§ 7. Im § 175 Abs. 1 RVO. fällt das Zitat des

§ 173 weg.

§ 8. Befreiungen von der Versicherungs¬

pflicht auf Grund des § 173 RVO. in der alten

Fassung erlöschen mit dem 29. Juni 1919, sofern

die Befreiung bis dahin nicht von neuem be¬

antragt und bewilligt worden ist.

§ 9. Neue Befreiungen von der Versicherungs¬

pflicht auf Grund des § 418 RVO. finden nicht

mehr statt.
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Geltende Befreiungen erloschen, soweit es

nicht nach § 41Ü Abs. 1 RVO. früher geschieht,
mit dem 31. Dezember 1019. Die Vorschriften <!

§ 419 Abs 1 Satz 3, Abs.2 und des § 422 RVO.

gelten entsprechend.
§ 10. Bis zu einer anderweiten groetzlichen

Regelung dürfen Betriebskrankenkassen für land-

wirtschaftlich«- Betriebe sowie für solche Betriebe

nicht öffentlich rechtlicher Körperschaften nicht

mehr neu errichtet weiden, deren Beschäftigte

beim Inkrafttreten dieser Verordnung sämtlich

oder zum größeren Teile auf Grund i\qs § 171

RVO. von der Versicherungspflicht befreit waren.

§ 11. Neue Befreiungen von der Versicherung

pflicht für Dienstboten auf Grund des § 435 RVO.

finden nicht mehr statt. Geltende Befieiungen

erloschen, rorbehsltl'ch des Abs. 2 und des § 12

Abs. 1 mit den Inkrafttreten dieser Verordnung.
Die Vorschriften de« § 419 Abs. 1 Satz 3, Abs.2

und des § 422 RVO gelten entsprechend.
Sind nach $ 4.55 RVO. die im örtlichen Zu¬

sammenhang.» mit einem landwirtschaftlichen Be¬

triebe beschäftigten Dienstboten und zugleich
nach § 418 RVO. die in diesem landwirtschaftlichen

Betriebe Beschäftigten von der Versicherung

befreit, so erlischt a'if Antrag des gemeinsamen

Arbeitgeber! auch die Befreiung der nicht zu

den landwirtschaftlich Beschäftigten gehörigen
Dienstboten zu dem im § 9 Abs. 2 bezeichneten

Zeitpunkt.
S 12 Für Dienstboten, deren Versorgung in

Krankheitsfällen eine für solche Z .»>cke besonders

geschaffene Einrichtung übernommen hat, erlischt

die Befreiung erst mit dem 29 Juni 1919.

Müi •
•• Einrichtungen infolge Wegfalls

der Befreiung ihren Geschäftsbetrieb einstellen,
i soll die Krankenkasse, der die bisher befreiten

Dienstboten als Mitglieder zufallen, tunlichst die

von der Hinrichtung nicht nur vorübergehend
angestellten Personen übernehmen. Mehrere be¬

teiligte Krankenkassen sollen dies anteilig tun.

Das Versicherungsamt soll hierauf bei den Kassen

hinwirken.

Sind Dienstboten bei einer solchen Einrichtung
nach deren Satzung über das Dienstverhältnis

hinaus weiter versichert, so können sie binnen

drei Wochen nach dem 29. Juni 1919 bei der

Krankenkai ibs.2) die Aufnahme tls Mitglieder
gemäli § 919 RVO. in derjenigen Klasse oder

Lohnstufe beantragen, welche ihrer Versicherung
bei der Einrichtung am meisten entspricht. Auf

Beschwerde entscheidet hierüber das Ver-

meherungsan t i ndgültig.
§ 19. De) 51K RVO. fällt weg. Die auf

Grund des § 918 vom Bundesrat erlassenen An¬

ordnungen nbe; die Abfuhrung von Beitiags-
anteilen der Arbeitgeber an die Ersatz!

verlieren mit dem 29. Juni 1919 ihre W ig,
| 14. Beantragt ein versicherungspflichti

Ml einet Eraatskas -, da > während des •

gegenwärtigen Krieges dem Reich? oder einer
,nm v' hl Ki oder

Dil nste geleistet hat und nach § 7 der

Bekanntmachung, betr. Krankenv< ü,)g b

Ersatzka »m 5. Juli 1916 (RGBl S. 655) in

di rsatzkasse wieder aufgenommen worden i

htnnen dn Monaten nach de . Wiedereintritt

gy Rw Rechte und Pflichten b i der

Krankenk..- ••, so wirkt der Antrag auch dann

v,"; rn Eingan • -i der Krank. e an

W( '" Eintritt in diese nicht rechtzeitig
) Sinne de [ 519 Abs. 1 RVO. gestellt worden

r die Wiederaufnahme in die Er atzkasse
•ist n.ich dem Eintritt in die Krankenkasse ge

schehen ist. Der Krankenkasse ist Name und

Sitz d^r Ersatzkasse mitzuteilen und die Wieder¬

aufnahme in die Krsatzkasse nachzuweisen.

Wird die Frist von drei Monaten nicht inne¬

gehalten, so bewendet es bei den Vorschriften

des § 520 RVO.

g 15. Die Beschäftigten, deren Versicherungs -

freiheit infolge dieser Vorschriften erlischt, sind

binnen drei Tagen nach Beginn der Versicherungs¬

pflicht gemäß § 317 RVO. zu melden. Soweit in¬

dessen die Versicherungsfreiheit schon mit dem

Inkrafttreten dieser Vorschriften erlischt, läuft

die Frist zur Meldung frühestens mit dem vier¬

zehnten Tage aach dem Inkrafttreten dieser Vor¬

schrift ab.

§ 16. Diese Verordnung hat Gesetzeskraft

und tritt mit dem ersten Montag nach dem Tage
ihrer Verkündung in Kraft.

«

In einem besonderen Artikel in nächster

Nummer der „Volkstümlichen Zeitschrift" werden

wir auf den Inhalt der beiden vorstehenden Ver¬

ordnungen näher eingehen.

Verordnung Aber Anwartschaften in der

Invalidenversicherung. Vom 9. Februar 1919.

(RGBl. S. 191.)
Die Reichsregierung verordnet mit Gesetzes¬

kraft, was folgt:
§ 1. Die Ansprüche aus der Invaliden- und

Hinterbliebeneuversicherung bleiben, obwohl die

Anwartschaft gemäß §§ 1280 ff. RVO. erloschen

sein würde, dann bestehen, wenn die zwischen

dem Eintritt in die Versicherung und dem Ver¬

sicherungsfalle liegende Zeit zu mindestens

drei Vierrein durch ordnungsmäßig verwendete

Beitragsmarken bel3gt ist.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem Tage
der Verkündung in Kraft. Ansprüche, über die

an diesem Tage ein Feststellungsverfahren
schwebt, unterliegen der Vorschrift des § 1 dieser

Verordnung. Ihre Nichtanwendung gilt auch dann

als Revisionsgrund, wenn das Oberversicherungs¬
amt sie noch nicht anwenden konnte.

Verordnung Ober Änderung des Verfahrens

in Militürversorgungssadien vom 1. Februar 1919.

Die Reichsregierung hat mit Gesetzeskraft

das Verfahren in Militärversorgungssachen bis

auf weiteres geändert (RGBl. S. 149).
Indem wir auf den Inhalt des in vorliegender

Nummer der „Volkstüml. Zutsch." abgedruckten
Artikels des Professors Wörner, Leipzig, ver¬

weisen, bringen wir an dieser Stelle die folgenden
Änderungen der Rdchsversicherungsordnung zum

Abdruck:
Artikel III.

In die Reichsversicherungsordnung werden

folgende Vorschriften eingestellt:
6 1703a. Kommt statt der Unfa'lentschädi-

gung oder neben ihr wegen desselben Leidens

o Ier weg»n eines To i -sialls die Versorgung ose i

den MilitärVersorgungsgesetzen in Fratze, h0 kann

s Reichsversicaerungsamt den Müitärfiskus in

m Verfahren beiladen und zur Zahlung der

Gebührnisse verurteilen, auch wenn ein An

sprucn gegen ihn bereits rechtskräftig abgelehnt
worden est.

Zur Verhandlung und Entscheidung der Sache

sind in diesem Falle aus den zu Beisitzern d

Reichs Militärveraorgungsgericbti bestellten Per¬

sonen ein Vertreter der Militärverwaltung und

eine orgungsberechtigte, aus dem aktiven

Miliärd enst ausgeschiedene Person, di" der Prä¬

sident des Reichsversicherungsamts bezeichnet,
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weiter* Beisitzer zuzuziehen. Ihre Teilnahme

i r Sitzung gilt für ihre Vergütung als Teil

Lhme an einer Sitzung in Sachen der Militär

¦r rglUlj . .

m

Für das bayerische Lundesversiuierungsamt

selten die Abs. 1, 2 entsprechend, sofern der

.*he Militärfiskus beigeladen und verurteilt

werden SOlL Soll der Heichsmilitärfiskus bei-

a. n und verurteilt werden, so kann das Landes-

versicherungsamt die Sache an das Reichsversiche¬

rungsamt zur Entscheidung abgeben.
§ 1737a. Die Vorschrift des § 1703a über die

Beila lung und Verurteilung des Militärfiskus gilt
entsprechend.

Erlaß des preußischen Handelsministers«

betr. Versicherung Erwerbsloser vom 25. Ja¬

nuar 1919.

In Art. I der Verordnung des Reichsamts für

die Wirtschaft!]'ho Demohilmachung vom 21. De-

ier 1918 (RGBl- S. 1445) sind in Abänderung
r Verordnung über Erwerbslosenfürsorge vom

13. November 1918 (RGBl. S. 1305) unter § 12a

Bestimmungen für die Versicherung Erwerbsloser

gen Krankheit getroffen worden. Ich ersuche

die Krankenkassen Ihres Bezirks auf diese

Stimmung hinzuweisen.

Erlaß des preußischen Handelsministers,
betr. ärztliche Versorgung bei den Kranken¬

kassen vom 20. Januar 1919 (HMBl. S. 29).

Um Fehlgriffen bei der Handhabung des § 2

der Verordnung zur Sicherung der ärztlichen

Versorgung bei den Krankenkassen vom 23. De¬

zember 1918 (RGBl. S. 1454) zu begegnen, be¬
merke ich folgendes:

Wenn von einer Krankenkasse in einem dem

1 der Verordnung unterliegenden Falle den

K ^senärzten ein dem § 2 a. a. 0. entsprechendes
igebot gemacht, von den Kassenärzten aber

lehnt ist, so hat das Versicherungsamt (§ 4

a. a. 0.) der Kasse auf ihren Antrag die Ermäch¬

tigung zur Gewährung einer baren Leistung statt

r Krankenpflege usw. gemäß § 370 RVO. zu

teilen.
Nehmen dagegen die Arzte den Vorschlag

r Kasse an, so ist damit eine Einigung zwischen

den Parteien zustande gekommen, dali die Int«
Liehen Bezüge innerhalb der im § 2 der Ver¬

ordnung gezogenen Grenzen vom Sehiedsamt

erhöht werden sollen. Das Schiedsamt ist bei

iner Entscheidung an diese Grenzen gebunden,
m nach allgemeinen Grundsätzen, die auch

Berliner Abkommen unter Nr. 5 und in den

Bestimmungen über tue Bildung und Tätigkeit
- Schiedsamts unter Nr. IV Ausdruck gefunden

haben, über cie Anträge der Parteien nicht hinaus-

h<vi darf.

Erlaß des preußischen Handelsministers

betr. ärztliche Versorgung bei den Kranken¬

kassen (§ 370 RVO.) vom 3. Februar 1919 (HMBl.
38).
In der Anlage übersende ich zur Beachtung

druck eines Schreibens des Herrn Staats-

kretars dea Reichsamts vom 23. v. Mts., worin

iii § 5 der Verordnung zur Sicherung der

ärztlichen Versorgung bei den Krankenkassen

23. Dezember v. Js. (RGBl. S. 1451) vorbe-

itenen Bestimmungen über die Ermittelung der

irehschnittsbeträge des gesetzlichen Kranken¬

ides im Sinne des § 370 RVO. getroffen sind.

Reichsarbeitsamt, 23. Januar 1919.

Nach § 5 der Verordnung zur Sicherung der

ärztlichen Versorgung bei den Krankenkassen

vom 22. Dezember 1918 (RGBl S. 1454) bestimmt

das Reichs irheitsamt, wie die Durchschnittsbeträge
des gesetzlichen Krankengeldes im Sinne des

§ 370 RVO. zu ermitteln und wieweit dabei Mit¬

gliedermassen oder Lohnstufen mit einem sechs

Mark übersteigenden Grundlohn zuberücksichtigen
sind. Demgemäß ersuche ich ergebenst, die nach¬

geordneten Versicherungshehörden in nachstehen¬

den Sinne mit Anweisungen versehen zu wollen.

Die Absicht des § 5 a. a. O. ist eine doppelte.
Einmal soll dem Umstände Rechnung getragen
werden, daß durch § 1 der Bekanntmachung,
betreffend Krai.ken Versicherung und Wochenhilfe

während des Krieges, vom 22. November 1917

(RGBl. S. 1085) die Höchstgrenze für den Grund¬

lohn und damit — bei Beibehaltung der alten

Berechnungsweise — auch der Durchschnittsbetrag
des gesetzlichen Krankengeides bei den Kranken¬

kassen wesentlich erhöht worden ist, während die

Kosten der Krankenkassen für Gewährung der

ärztlichen Behandlung bisher nicht in gleicher
Weise gestiegen sind. Sodann soll aber den

Krankenkassen und Versicherungsämtern die

Möglichkeit gegeben werden, jenen Durschnitts¬

betrag in möglichst einfacher und keine Zeit

raubender Weise zu berechnen.

Um eine einheitliche Anwerdung des § 370

RVO. zu sichern, haben die Bundesregierungen
seinerzeit gewisse Grundsätze vereinbart, die

unter anderem im preußischen Ministerialblatt <Jer

Handels- und Oew rbe-Vtrwaltung für 1913 S. 621

abgedruckt sind. Danach sind für die Ermittelung
des Durchschnittsbetrags folgende Regeln wahl¬
weise aufgestellt:

a) Die Zahlen der in jeder Lohnstufe oder Klasse

vorhandenen Versicherten werden mit den

Grundlöhnen vervielfältigt, diese Summen

zusammengezählt und durch die Gesamtzahl

der Versicherten geteilt.

b) Die Grundlöhne der einzelnen Mitglieder¬
klassen oder Lohnstufen werden ohne Rück¬

sicht auf die Zahl der zu diesen gehörigen
Mitglieder zusammengezählt und die Sum:re

durch die Zahl der vorband» nen Mitglieder¬
klassen oder Lohnstufen geteilt. Hat z. B.

eint' Kasse vier Klassen Versicherter mit

1,50, 2 50, 3,50 und 4,50 Mk. Grundlohn, so

würde der Durchschnitt des Grundlohns l-
i

= 3 Mk. betragen. D;.s gesetzliche Kranken¬

geld würde hiernach 1,50 Mk. und der Höchst-

betrag der Barleistung nach § 370 RVO. 1 Mk.

für den Arbeitstag betragen.

c) Ist als Grundlohn der wirkliche Arbeitsver¬

dienst festgesetzt, so sind die Grundlöhne
aller Versicherten zusammenzuzählen un i

ihre Summ* : tt durch di'» Anzahl der Ver¬

sicherten zu t : a.

Von diesen Berechnungsarten haben die unter

a) und die unter c) den Nachteil der Umständ¬

lichkeit, während die unter b) oft zu unbilligen
Ergebnissen führen kann, wenn die Mitgliederzahl
in den einzelnen Klassen oder Stufen der Kasse

sehr verschieden ist Will eine Kasse jetzt eine

dieser Berechnungen gleichwohl anwenden, öo

sind dabei alle Mitgliederklassen oder Lohnstufen

mit mehr als sechs Mark Grundlohn nur ais ein-

zige Klasse oder Stufe mit sechs Mark Grm dlohn

zu behandein, im Falle c) sind alle Mitglieder
mit mehr a. echs Mark wirklichen Arb itsver-

dienst so einzusetzen, als wenn der Arbeitsver-
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dienst sechs Mark betrüge. Hai beispielsweise
in den Fällen a) oder b) eine Kasse acht Lohn¬

stufen, die von 2,50-9,50 Mk. um je eine Mark

steigen, so sind die letzten vier Klassen oder

Stufen zusan.nnn nur als eine einzige mit sechs

Mark Grundlohn in Ansatz zu '»ringen, so daß der

(irund'ohn hier */• m 4,40 Mk, das durchschnitt¬

liche Krankengeld mithin 2,20 aMk betragen würde.

Die den Erkrankten st3tt der Kranker pflege zu

leistende Bareutschidigung würde in diesen; Falle

1,46*1 Mk. betragen Die ser Satz kann unbedenk¬

lich auf 1,50 Mk. abgerundet werden, wie denn

überhaupt bei diesen Berechnungen Abrundungen

auf volle 10 oder doch 5 Pf zugelassen werden

können. Als eine andere Art der Berechnung,

welcher die genannten Mängel der Umständlich¬

keit oder (Jngenauigkeh weniger anhaften, emp¬

fiehlt sich die nachstehende:
Es wird die Gesamtsumme des Krankengeldes,

welches die Krankenkasse für das Geschäftsjahr

1917 zu zahlen hatte, durch die Summe aller Tage

geteilt, für welche die Kasse in diesem Zeitraum

Krankei geld zahlte Zahlt die Kasse ein erhöhtes

Krankenge],| gemifi § 191 RVO., so ist nie Ge¬

samtsumme des Krankengeldes für 1917 durch

entsprechende prozentuale Kürzung auf den Betrag

zurückzuführen, der bei der Gewährung nur des

halben Grundlohns als Krankengeld verauslagt

worden wäre. So würde sich bei einer Kasse,

deren Satzung das Krankengeld auf •/• erhöht

bat, eineOei arotsumme des 1917 gesahltenKranlcen-
geld* s von 126 000 Mk. um \\ mindern, mithin

auf 100000 Mk. stellen. Die verhältnismäßig ge¬

ringe Erhöhung! welche rie Ausgaben ffir Kran¬

kengeld infolge der Bekanntmachung vom 22. No¬

vember 1917 (RGBl S 10*5) erfahren haben, soll

zu einer Herabsetzung der Gesamtsumme des

Krankengeldes nicht benutzt werden.

Zulässig ist es ferner, neben dem so ge¬

wonnenen Höchstsatz der baren Vergütung für

besonders schwere Fälle, z. B. bei schwierigen
Operationen, bei denen Krankenhauspflege nicht

mogli< h war, einen zweiten höheren Pauschsatz

festzusetzen, der nach den oben unter a) bis c)

gegebenen Regeln, aber bei voller Ansetziing der

auf Grund der Bekanntmachung vom 22. Novem¬

ber 1917 eingerührten Grundlöhne zu berechnen

ist. Noch weiter erhöhte Barvergütungen läßt

weder die Reichsversicberungsordnung noch die

Verordnung vom 23. Desembi r 1918 zu.

Endlich ist noch zu berücksichtigen, daß bei

arbeitsf. en Kranken die Bemessung der Bar¬

vergütung nadi dem Krai keng< deshalb auf

Schwirn. ketten stoßen kann, weil die Zeirdau

s< lpher Krankheiten nicht so bestimmt wie die

Dauer einer Arbeitsunfähigkeit abzugrenzen ist.

Deshalb kann davon abgesehen werden, hier die

V. »gütung i ach *iem Durchschni ritze d.

Kr mkf ngeldes zu berechnen. Btsrf dessen dürfen .

beitafahigen Kranken die Mindestsitze deramt*

hen Gebührenordnung n Voi legung einer

Rechnung in sahll werden, die Zeit und Ali der

einzelnen ärztlichen Leistung sovie die Ziffern

der Gebührenordnung und die für jede ein/.eine

Leistung geforderte G< bühr bezeichnet

Rechnung nicht bezahlt, kann die Kasse- den

?on ihr KU zahlenden Betrag unmittelbar an den

Arzt zahlen. würde jedoch ui billig sein, wenn

für den arbeitsfähigen Kranken höhere Ver¬

gütungen als für den arbeitsunfähigen gezahlt
würden« In dem letzterwähnten Falle ist daher

darauf zu achten, daß Oie Gesamtsumme der Ver¬

gütung für Arzthilfe mit Kinschluß derjenigen
für die sonstige Krankenpflege (Arznei, kleine

Heilmittel) nicht den Betrag übersteigt, der wi

rend der vermutlichen Dauer der Krankheit, in

allgemeinen also zwischen der ersten und letzten

der liquidierten Arztkonsultationen, bei Arbeits.

Unfähigkeit nach Mißgabe der obigen Berecl

nungen zu gewähren gewesen wäre. Für Lei¬

stungen bei Wochenhilfe gilt das gleiche wie f

Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit.
Soweit bei Anwendung der Verordnung vom

23. Dezember 1918 der Durchschnittssatz des g

setzlichen Krankengeldes bereits anderweit fest

gesetzt sein sollte, kann es dab* i bewenden, sofern

nicht die beteiligte Krankenkasse für die fernere

Zeit eine anderweite Festsetzung beantragt

Württembergische Verordnung überWochen¬

hilfe vom 22. Januar 1911. Das Reichsarbeits¬

amt teilt zu der Verordnung vom 21. Dezember

1918 (RGBl. S. 1467) über Wochenhilfe nach

stehendes mit:

Diese Fürsorge ist auch für solche Ent

bindungsfälle zugesichert worden, die erst binnen

sechs Wochen nach der Dienstentlassung des;

Kriegsteilnehmers eintreten. § 3 der Verordnung

legt der Mnßnahme Rückwirkung für Entbindungs¬

fälle innerhalb der letzten zwölf Wochen vor

dem Verkündungstage, mithin vor dem 27. De-

• zember 1918, bei Für die weiter zurückliegende

Entbindungsfälle gilt nach wie vor der Grundsatz

daß der Anspruch auf Wochenhilfe nur gegeben

ist, wenn das Kind während der Zeit der Krieg:

teilnähme des Vaters geboren ist Gewisse Härten

aber, die sich bei einer allzu strengen Hand

hahung dieser Regel herausstellten, haben mich

veranlaßt, einen Bericht des Reichsversicherungs¬

amts darüber zu erfordern, ob nicht schon nach

dem bisher geltenden Recht bei der Gewährung

von Wochenhilfe aus Reichsmitteln die Annahme

einer mäßigen, den jeweiligen Umständen de-

Falles entsprechenden Zwischenzeit zwischen dem

Austritt aus dem Heere und der Möglichkeit de*

Wiederaufnähme einer Erwerbstätigkeit zugelassen
werden kann. Das Reichsversicherungsamt hat

sich darauf wie folgt geäußert:
Die Kassenverbände haben keine grundsätz

liehen Bedenken dagegen geltend gemacht, daü

Ehefrauen von Kriegsteilnehmern die Kriegs
wochenhilfe auch für eine mäßige, den jeweiligen
Umständen des Falles entsprechende Zwischen

zeit zwischen dem Austritt aus dem Heere und

der Möglichkeit der Wiederaufnahme einer Ei

Werbetätigkeit gewährt wird. Das Reichsverstehe

run^samt tritt dieser Auffassung bei und glaubt
daß sie auch rechtlich sich begründen lassen

wird. Der Hauptgrund für die Gewährung de:

Wochenhilfe aus Reichsmitteln besteht darin, d;

der Ehemann durch den Kriegsdienst verhinder*

ist, seiner Familie selbst beizustehen (vergl
Entscheidu:ig 2145, Amtl. Nachr. des RVA. 1910

S. 348J. Di SC Behinderung durch den Krieg¬
dienst dauert aber jedenfalls mittelbar so lange
bis der Ehemann eine berufliche Tätigkeit wieder

aufnehmen kann. Da die in Betracht kommende

Verordnung wohlwollend auszulegen ist, wird

die Kriegswochenhilfe auch für diese Zeit weite!

zu gewahren sein. Demgegenüber würden etwaig*

sich aus dem Wortlaut ergebende Bedenk

zurückzustellen sein (vgl. Entscheidung 2203

Amtl. Nachr. des RVA. 1916 S. 516).

Beihilfe des Reiches zu den Krankenkassen¬

kosten. Der „Berner Bund44 schreit t unter den

27. Dezember 1918, daß der Schweizerisch*

Bundesrat den bedrängten schweizerischer

Krankenkassen einen außerordentlichen Bundes
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^j« g für die Folgen der Grippeepedemien
^t habe.

e deutschen Krankenkassen und ihre Ver-

weisen schon seit mehr als einem Jahre

jn Zeitschriften, Eingaben und persönlichen Vor¬

stelligen ihrer Ver treter nach, in wie hohem

Maß'1 sie unterstützungsbedürftig sind. Jedoch

tzt blieb jeder Erfolg versagt.
hon der Krieg an und für sich hat die

Kassen finanziell stark geschwächt, dazu

trat»ti die verheerend wirkenden Grippeepidemien
kurz vorangegangener wesentlicher Grund-

erhöhung (die Grundlohnerhöhung brachte

<- Beitragserhöhung, dagegen stark erhöhte

istungen) Das Jahr 1916 ließ die Frauen-
f in der gesamten Industrie, insbesondere

i*r Rüstungsindustrie, immer stärker hervor-

\. Frauen kosten den Krankenkassen ungleich
Geld als die Männer; die schwere, un-

• hnte Arbeit und die allgemeine Unter-

ährung machte die weiblichen Arbeitskräfte

häufig und sehr rasch arbeitsunfähig. Und

endlich kam mit der Dernobilmachung die lange
Kecht gefürchtete Erwerbslosigkeit. Jede

werbslosigkeit kostet den Krankenkassen Geld;
ist eine alte Erfahrungstatsache. Jedoch

diese Krwerbslosigkeit der ehemaligen Kriegs¬
teilnehmer! die alle mehr oder weniger ein

i/ugsleiden mit nach Hause gebracht haben,
n den Krankenkassen ein schweres Geld

Aus diesen Ursachen sind die Krankenkassen

h am Ende ihrer Leistungsfähigkeit angelangt.
Ihre Rücklagen sind zum Teil schon erschöpft,
t'm B< ispiele ungeheurer Inanspruchnahme an¬

zufühlen: Die Ortskrankenkassen Stuttgarts
n im Jahre 1918 einen Abgang von mehr als

i Millionen Mark zu verzeichnen; die Allgem

OKK. Sindeifingen (starke Rüstungsindustrie
während des Krieges, Daimler-Flugzeugfabrik)
hat zur Zeit Passiven von 120000 Mk die sie mit

nichts decken kann; die Allgem. OKK. Hall und

Weinsberg haben ihren gesamten Rcseivefon*

aufgebraucht. Und so werden noch mehrere

folgen. Diese Lage zwingt die Kassen, ihre Bei

träge bis auf 6 v. H. zu erhöhen und ihre seit¬

herigen Leistungen zu ermäßigen. W. ist

jedoch verfehlter, als in dieser Zeit dei wirtschaft¬
lichen Notlage den arbeitenden Klassen die

Leistungen zu ermäßigen! Und wie schwer fällt

es der von der Teuerung und Erwerbslosigkeit
hart betroffenen Arbeiterschaft, Beiträge in der
Höhe bis zu 6 v.H. zu tragen. Was den Rück¬

griff auf die Gemeinden betrifft (§ 2 Gesetz vom

4. August 1914, RGBl. S. 337), so dürfte außer

Frage stehen, daß diese derzeit kaum in der Lage
sind, etwas zu leisten. Die im Gesetz aus¬

gesprochene Beihilfspflicht wäre auch gerecht
und billiger auf breitere Schultern (Reich) zu

übernehmen.

Jetzt stehen die Krankenkassen vor dem
Problem der Fürsorge der naeherkrankten Kriegs
teilnehmen. Jetzt haben die Krankenkassen m'n

ihren ganzen Hilfskräften einzutreten für die

notleidende, körperlich heruntergekommene, lohn¬

arbeitende Menschheit. Sie haben eine welt¬

gehende Wochenhilfe und Familienhilfe zu ge¬
währen oder sie stehen zum Teil vor deren not¬

wendigen Ausbau. Doch ihre Mittel sind er¬

schöpft und ihre Leistungsunfähigkeit lähmt sie

mehr und mehr. Rasche und reichliche Hilfe ist

dringend erforderlich.

Von L Brucker
t

(ietchlftaffihrar <1p* WarttiMbergischeo
KraTikt<nk,i*H''hver.>aniK>« in .Stuttgart

Rechtsprechung.
Welcher Ort gilt als Erfüllungsort für die

<jt»ahrung der Krankenpflege (§ 182 RVO.) bei

einem Kassenmitgltede, das sich die Woche

über im Kassenbezirk aufhalt, aber regelmäßig
Sonnabends bis zum Montag in den Kreis

seiner Familie zurückkehrt? Doppelter Wohn¬

end Erfüllungsort. Grundsätzliche Entscheidung
des Reichsversicherungsamts vom K. Januar 1919.

Der Maurer U., der in dem Baugeschäft von

K & G. zu Frankfurt a. M. tätig war und der

ten Kasse als Mitglied angehörte, hatte an

n Beschäftigungsort eine Schlafstelle inne.

ledern .Sonnabendabend fuhr er regelmäßig
'reitenbrunn, wo sich seine Familienwohnung
let, und kehrte am Montagmorgen nach

Frankfurt zurück. Am 9. November 1917 erkrankte

einer Zellgewebsentzündung der linken

I die er mit Umschlägen behandelte. Sonn-

den 11. November 1917 brachte er wie
hrdich in Breitenbrunn zu. Am folgenden
verschlimmerte sich die Entzündung, er

die Arbeil ein, ließ sich von t inem Heil-

Ifen einen Verband anlegen und fuhr nach-

s um 5 Uhr nach Breitenbrunn; von dort

mdte er noch an demselben Abend eine

tkarte an die beklagte Kasse, in der er- seine

'>kung und den Namen des behandelnden

mitteilte und um Obersendung ein*

enScheines bat. Er behauptet, vo?- seil

ise (üe Erlaubnis der Kasse deshalb nicht

holt zu haben, weil die Bureaus bereits
chJossen waren. Die Krankheit hat bis zum

ember 1917 gedauert.

Die Kasse hat die Bezahlung dei durch die

Behandlung des Klägers in Breitenbrunn er¬

wachsenen Arzt und Apothekerkosten verweigert,
weil der Wohnort des U. Frankfurt a M. sei und

er sich ohne Erlaubnis der Kasse aus dem

Kassenbezirk entfernt habe, obwohl ein dringender
Fall nicht vorgelegen habe. Das Versicherung.—
amt hat durch Vorentscheidung des Vorsitzenden

vom 12 Juni 1918 die Beklagte zur Tragung der

Kosten der Krankenpflege verurteilt. Es führt

aus, daß die eigentliche Heimstätte, des Klägers
nicht die nur einen Notbehelf darstellende Schlaf¬

stelle, sondern seine Familienwohnung gewesen

sei, die daher als sein Wohnort zu betrachten

sei. Sie bilde auch seine natürliche Zuflucht in

Krankheitsfällen. Hiergegen hat die Beklagte
rechtzeitig Berufung eingelegt. Das Oberversicn

rungsamt hat durch Beschluß vom 12. Septembei
1918 die Sache zur grundsätzlichen Entscheidung
an das Reichsversicherungsamt abgegeben. In

seiner gutachtlichen Äußerung tritt d r V«

Instanz im wesentlichen hei. A di< Vor

entseheidüngen und die Schriftsätze de Parteien

wird Bezug genommen«
Die Revision wurde zurückgewi ').

Die Abgabe i t zu recht erfolgt. Da die

Arbeitsunfähigkeit des Klägers weniger als ai

Wochen gedauert hat, so winde die Revision ar

geschlossen ge vosen sein; auch handelt et

um eine nocli nicht entsehn dem Rechtsfrage von

grundsätzlicher Bedeutung.
Breitenbrunn, wo der Kläger Krankenpflege

in Anspruch genommen hat, liegt außerhalb d
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Bezirks der beklagten Ku und ist auch nicht

n Bi ftigungsott; es ist da» er für die von

der K zu gewährende Krankenpflege nur

dann Erfüllungsort, wenn es Wohnort des

ne derReichsvei rungsordnung
anzusehen ist (vgl Hahn, Kran /ei eher ung,

Anm. 10 zu § 182 RVO.)- D* der I seine

milienwohi ._> in Bi eitenbrunn beibei alten

hatte I I i dort in Wohnsitz im Sinne

des § 7 BOB., den er auch durch seine läng
dauernd« eil zu Frankfurt a. ML nicht ver¬

loren ! ; denn nach wie • ir Breitenbrunn

r Mittelpunkt seiner ge en Lebens verhält-

Dei B Wohnsitzes im Sinne des

rgerlichen *> etzbuchs *i\x-i' nichi gleich-
mit dem de Wohnorts im Sinne der

i knung, der bereits durch

liehe, länger dau e, nicht bloß

zufällige Vi n an eil Orte begründet
v. rr 1. 1 »entscheidunj 1133, Amtl.

Nach' <!< KVA. 1904 S. 122, Bescheid 2650, Amtl.

RVA 1913 S. I | Hier , erscheint

ui Ri herungsamt im Gegensatz zu

Auffassung dei Vorinsta pn nicht zweifel¬

haft, daß d*r Kläger in Frankfurt a.M, wo

jede Woche Tage und fünf Nächte

lanf .ufhielt, • Beschäftigung nachging und

eine u Innehatte! einen Wohnort i:n

Sinne der RVO, besaß. Sein Anspruch, Kranken-

Dege in Breitenbrunn su erhalten, ist also nur

dsnn hegründet, wenn er auch dort einen Wohn-

t bath Das Reichsversicherungsamt hat das

ingenommen. Die Möglichkeit, daß eine Person

Ihrere Wohnorte haben kann, hat bereits das

Preußische Oberverwaltungsgericht bejaht (vgl.
Entscheidung! n Bd. 49 S. 333). Es kann dahin-

gestellt bleiben, ob die von ihm als zweifelte

bezeichnete Annahme, daß eine Person stets an

ihrem ge« tzlichen Wohnsitz auch einen Wohnort

hat, allgemein zutrifft, also /. B. auch dann, wenn

der Betreffende an i im weit von seinem Wohn-

ti entfernt liegenden Orte beschäftigt ist und

längere Zeit hindurch nicht an
•

en Wuhnsitz

zurückkehrt. Denn vorliegend ist die Entfernung
zwischen Breitenbrunn und Frankfurt ¦ If* rocht

rheblich und beide ((.:*- sind voneinander

leicht erreichbar. Hiervon hat der K >r Ge-

brauefa gemacht; ei ist jeden Sonnabendnachmittag
nach Bteitenbrunn gefahren und hat dort bis

Montagfrüh verweilt. Er hal also während seiner

Beschäftigung In Frankfurt ii * tatsächlichen

Beziehungen 'u seinem g< tzlichen Wohnsitz
auch nicht rübergehend gel* sondern hat
ch dort allwöchentlich einen Tag und /

Nächte gehalten. muß daher an. ommen

wi rden, daß ei s< wohl dort wie in Frankfurt a.M.

einen Wohnort hatl (vgl. h Eni : 'ung
des Bayerischen Y altungsgerichtshol Reger,

'I 31 S I Die Wi ng der 1 dem

er in Breitenhrunn Kran pflege zu ge-
Lhren war daher in Oben ii l mit <

' u.ri- en und
3 i Ier K i »mit zurück/ en.

Eine Krankenkasse mil Familienhilfe kann
von den Versicherten mil Familienangehörigen
Zuaatzbeitrfige nuai dann verlangen, wenn den

Angehörigen Famllieqhllfe schon bei einer an¬

deren Krankenkasse zusteht hat hs-

ersicherunj imt, L enat d K\ lung
Kl -,

I und

Versicherung,in < inerE In i lung /om t2.0ktober
191 il K B) mit den eh-
eihalt ergebend» Be ung ausgesprochen:

Der Buchdrucker H. in W. ist Mitglied der

dortigen Allgemeinen Ortskrankenkasse. Diese

gewährt den versicherungsfreien Ehefrauen der

versicherten s >wie deren versicherungsfreien
Kin lern bis zum Ablauf der Volksschulpflicht
gegen KntriclVung von Zusat'-beitragen in Höhe

von 6 Mk. jahrlich für die Dauer von 13 Woch>

freie ärztliche Behandlung und Versorgung mit

Arznei. Di * Ehefrau des H ist Mitglied der Be

triebskrankenkas.se der Firma W. in 11. Die

Kasse gewährt den Versicherung ^freien Kinde

der Versicherten gleichfalls freie ärztliche B*

handlung und Versorgung mit Arznei, jedoch für

2*1 Wochen and ohne Entrichung von Zusatz

iträgen. Der Ehemann H., der eine voiksschul

Pflichtige Tochter hat, weigert sich, die Zusatz

beitrage an seine Kasse *u entrichten, weil sein

Tochter Familienhilfe schon bei der Kasse sein

Ehefrau zustehe. Das Versicherungsamt hat die

Weigerung für begründet erachtet, in lern es die

Tochter mit Rucksicht darauf, daß sie bei dei

Kasse der Ehefrau H. Familienhilfe in weiterem

Umfange als bei der Kasse des Ehemannes er

h ilten Könne, sls nicht versicherungsfrei im Sinne

des §203 Nr. 2 RVO. ansah. Das Oberversich-

rungsamt hat die Besehwerde der Ortskranken

kasse gegen diese gemäß § 405 Abs. 2 RVO. ei

gangene Entscheidung nach §§ 1799, 1693 a. a.

an das Reichsversicherungsana zur grundsK
liehen Entscheidung abgegeben und sich dabei

gutachtlich dahin geäußert, daß die Beschwerde

begründet sei.

Es war, wie geschehen, zu entscheiden.

Nach § 384 Ahs.2 RVO. kann eine Kasse mil

Familienhilfe von den Versicherten mit Familien¬

angehörigen einen Zusatzheitrag erheben. Dane.

sind unter Familienangehörigen, entsprechend
dem Zwecke der Vorschrift, nur solche zu ver¬

stehen, welche bei Gewährung der Familienhilf»

in Betracht kommen, also in Fällen der vor

liegenden Art nur versicherungsfreie Augehörig»
ergl §205 Nr. 2 RVO.). Zu diesen ist ent

gegen der Ansicht des Versicherungsamts, aber

in Übereinstimmung mit derjenigen des Ole

versicherungsamts auch die Tochter des H. zu

rechnen, wenngleich ihr Familienhilfe schon 1

der- Kasse der Ehefrau H. zusteht. Als versiehe

rungsfrel wer len in der Reichsversicherung
Ordnung im allgemeinen Personen, Tätigkeiten
oder Betriebe bezeichnet, die nicht der Versieh»

ruqgspflicht unterliegen (vergl. u. a. §§ 168, 169

172, 176 Abs. 1 Nr. I, §543 Abs. 1, §§554, 1227,
1232 1233 Abs. 1, §§1234 bis 1236 RVO.). M
Rücksicht hierauf wird in der Literatur die Aut

fassung vertreten, daß als versicherungsfrei
smilienaiigehörige im Sinne des § 20") Nr. I, 2

RVO. alle nicht versicherungspflichtigen Familiei

mitgiieder, also auch freiwillig Versicherte,
ve ehen seien (vgl. Hahn, Handbuch d

Krankenversicherung, Anmerkung c2 zu § 2

R V ()., si >wie Olshausen, Krankenversicheron

Anmerkung :? zu §205). Von anderer Seite wi

dagegen »itend gemacht, daß freiwillig v<

herte Familienangehörige nicht als versieh»

rungsfrej im Sinne jener Vorschriften angesei
werden könnt« (vgl. von Frankenberg, Koi
mentar zur Rei Versicherungsordnung, Zweit

Buch, An nerkung2b zu §205 RVO., 3tier-Soml
Kommentar zur Reichs rerstcherungsordnui)
Zweitts Buch, Anmerkung 3b ß zu §205). Ai
dies«* Frage braucht hier nicht nähi r eingegangi
zu werden, i)a sich die Krankenversicherung n

auf Versicherungspflichtige odiT freiwillig Ve

sicherte einschließlich dei Weitervergebene
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13 RVO.) erstreckt, sind unter versicherungs-
n Farnilierangehörigen im Sinne Jes § 205

Nr 1,2 RVO. zum mindesten solche zu verstehen,

che nicht für ihre Person, sei es auf Grur.d

Pflicht- oder der freiwilligen Versicherung,
versichert sind Dabei kann es keinen Unter¬

machen, ob ihnen Fanilienhilfe schon bei

er Krankenkasse zusteht oder nicht. Wollte

man die Angehörigen im ersteren Falle nicht als

versicherungsfrei erachten, so würden sie, da die

miienhilfe, soweit sie den Angehörigen selbst

zugute kommt, nur versicherung^freien Familien¬

mitgliedern gewährt werden darf (§ 205 Nr. 1, 2

RV..) ), auch dann kein Anrecht auf Familienhilfe

: einer anderen Kasse erwerben können, wenn

ese höhere Leistungen als jene Kasse gewährt.
Das wäre wirtschaftlich um so weniger gerecht-

rtigt, als sich die Leistungen der Familienhilfe

t, wie bei der Pflicht- oder der freiwilligen
Versicherung, auf bestimmte Regelleistungen er-

• recken, son iern von den Kassen im Rahmen

l 205 a. a. 0. nach Art und Umfang ver¬

tue ien festgesetzt werden können. Wollte man

- Angehörige eines Versicherten, denen schon

auf Grund der Versicherung eines anderen Fa¬

milienangehörigen Familienhilfe bei dessen Kasse

steht, nur dann als versicherungsfrei erachten,
wenn die Familienhilfe bei dieser Kasse der¬

jenigen bei der Kasse jenes Versicherten nicht

mlestens gleichwertig ist, so würden die Kissen

vor der Bewahrung der Familienhilfe regelmäßig
»1 prüfen müssen, ob diese Voraussetzung zu¬

trifft. Das würde den Zwecken der Familien-

hilfe, die häufig eine schleunige Fürsorge durch

Kaase erfordert, nicht entsprechen, zumal da

die Kntscheidung darüber, ob die Leistungen der

Kassen mindestens gleichwertig sind, mit Rück-

ht darauf, daß die Familienhilfe von den Kassen

h Art und Umfang verschieden bemessen

rden kann, häufig Schwierigkeiten begegnen
wink Der Anspruch der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse W. auf Entrichtung der Zusatz¬

beiträge ist hiernach gerechtfertigt. Diese Rechts¬

lage unterscheidet sich wesentlich von derjenigen
ch den KrankenVersicherungsgesetze. Nach

ia Abs. 1 Ziffer 5 a a. 0. dürfte bei der Ge-

neindekrankenverSicherung die Familienhilfe nur

»'if Antrag gewährt werden, während die anderen

Versicherungsträger sie entweder auf Antrag oder

gemein zubilligen konnten (§ 21 Abs. 1 Ziffer 5,
64, 72 Abs. 3, § 73 a. a. O.). Die Zusatzbeiträge
rhen je loch nur solche Versicherungsträger
beben, welche Familienhilfe auf Antrag ge¬

währten, und natürlich auch nur von Versicherten,
welche die Gewährung der Familienhilfe beantragt
ttten (§9 Abs 1 Sitz 2, § 22 Abs.2 des Kranken-

f Sicherungsgesetzes). Die Versicherten waren

also unter der Herrschaft des Krankenversiche-

gsgesetzes in der Lage, die Verpflichtung
zur Zahlung der Zusatzbeiträge dadurch aus¬

schließen, daß sie keinen Antrag auf Gewäh-

>i"g der Familienhilfe stellten, mithin auf sie

•rzichteten. Nach der Reichsversicherungs-
dnung kann jedoch die Familienbilfe nur noch

gemein, nicht mehr auf Antrag gewährt werden

h Hahn a. a. 0., Anmerkung 1 zu § 205 RVO.,
Frankenberg a. a. O. Anmerkung 1 zu § 205,
er Somlo a. a. O. Anmerkung 1 zu § 205,
M Hoff nanu im Zentralblatt der Reichsver«

herung 1916 Spalte 326). Das ergibt sich nicht

aus den Ausführungen in der Begründung
Reichsversicherungsordnung, wo auf S. 160

lerkt ist, es erscheine zweckmäßig, von der

(icherung nur auf Antrag abzusehen und

lediglich ihre allgemeine Einführung zu gestatten,
sondern auch au* der Vorschrift in $ 3*>4 Abs.2

RVO Denn wer n es zulässig wäre, die Familien¬

hilfe von der Stellung eines besonderen Antrages
abhängig zu machen, so käme in diesem Falle,
ebenso wie unter der Herrschaft des Kranken¬

versicherungsgesetzes, die Entrichtung von Zu¬

satzbeiträgen nur für solche Versicherten in Frage,
welche einen Antrag auf Gewährung der Fa

milienhilfe stellen. Eine derartige Beschränkung
der Beitragsentrichtung wäre aber nach § 384

Abs. 2 a. a. 0. unzulässig, da aach dieser Vor¬

schrift der Zusatzbetrag in der (

tzung „all¬
gemein44 festzusetzen ist und es mit diesem Er¬

fordernis unvereinbar wäre, die Zusatzbeuräge
nur§ von einzelnen Mitgliedergruppen zu erheben

(vgl. Hahn a. a. 0. Anmerkung 2t) zu § 384).
Die Versicherten können also nach der Reichs-

versicberungsordnung der Verpflichtung zur

Zahlung der Zusatzbeiträge nicht mehr dadurch

begegnen, daß sie keinen Antrag auf Gewährung
der Familienhilfe stellen. Demnach k um aucn

ein Verzicht auf die Familienhilfe nicht die B*-

freiung von der Pflicht zur Entrichtung der Zu¬

satzbeiträge zur Folge haben. Das ergibt sich

auch aus der Erwägung, daß den Kassen nach

der Reichsversicherungsordnung, ähnlich wie bei

Pflichtbeiträgen, ein unbedingter Anspruch auf

Zahlung der Zusazbeitrage gegen alle in Frage
kommenden Versicherten zusteht. Ein Verzicht

auf die Leistungen kann also ebensowenig wie

bei Pflichtbeiträgen eine Befreiung von der Bei¬

tragsentrichtung nach sich ziehen. Richtig ist,

d iß diese Rechtslage namentlich dann zu Un

billigkeiten führen kann, wenn, wie im vor¬

liegenden Falle, Familienangehörigen eines Ver¬

steuerten schon auf Grund der Versicherung eines

anderen Familienmitgliedes ein Anrecht auf Fa¬

milienunterstützung bei dessen Kasse zusteht und

diese Kasse Familienhilfe sogar in weiterem Um¬

fange als die Kasse jenes Versicherten gewährt.
Hierauf konnte jedoch gegenüber den dargelegten
Erwägunge i kein entscheiden ies Gewicht gelegt
werden. Nach Lage der Sache kann hier nicht

die Rechtsprechung, sondern nur die Gesetz¬

gebung einen Ausgleich schaffen. Nach alledem

ist der Anspruch der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse W. auf Zahlung der Zusatzbeiträge be¬

gründet.

Für die Zuständigkeit des Versicherungs-
amts nadi § 1774 RVO kommt es darauf an,

wo der Versicherte zur Zeit der Entstehung des

Ersatzanspruches wohnte oder beschäftigt war

(vgl. auch Entscheidung 2172, Amtl. Nachr. des

RVA. 1916 S. 390). (Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 3. Oktober 1918 — II K

402 18.)
Aus den Gründen: In der vorliegenden Streit¬

sache handelt es sich um den Ersatzanspruch eines

Armenverbandes gegen eine Krankenkasse n*ch

§ 1531 RV* I Die Zustän ligkeit zur Entscheidung
regelt sich nach § 1774 a. a. (). Diese Vorschrift

greift im Unterschiede zu dem vorhergehenden
§ 177:> nicht auf den Hauptanspruch zurück, son¬

dern erklärt das Versicherungsamt für zuständig,
in dessen Bezirk dev Versicherte wohnt o Ier be¬

schäftigt ist. In der Entscheidung 2172 (Amtl.
Nachr. d(^^ RVA. 1916 S.390) ist bereits dargelegt,
daß nach dem Willen des Gesetzgebers hierbei

nicht der Wohn- oder Beschäftigungsort zur Zeit

des Antrages in Betracht kommen kann, sondern

d ?r zur Zeit der Entstehung .,
I Anspruches*

maßgebend sein muß. Selbstverständlich ist dabei
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die Zeit (ier Entstehung des Eisatzanspruches
meint, ds der Hauptanspruch, wie schon er-

hnt, für die Regelung der Zuständigkeit nach

1774 a. a. O. außer Betracht bleibt. Daß jene

Entscheidung nicht anders zu verstehen sei, ergibt

sich aucn schon aus ihrer weiteren Begründung,

in dei- au Führt ist, der Gesetzgeber könne nicht

gewollt haben, h lie Zuständigkeit danach

II, wo der Versicherte zur- Zeit der Er-

ining „du ruch< dich des vorher

erwähnten 1 itzanspruches) zufallig wohnt oder
• \ a oer Ersatzanspruch im vor¬

liegenden F.die entstand, d. h. als die Unter-

i itzun Vi berten dur den Armen¬

verband '

mn, wohnte die Versicherte in B.

Hiernach ist die Z indigkeit des Versicherungs«
amt r Stadt B. rar die Entscheidung begründet.

Soziale Chronik.

I ür die Fortschritte des internationalen

\rbeiterschu.zes ind die folgenden von der

• utfl rl en Regierung für den Weltfriedensvertrag
nen Grundsät von hoher Be«

deutun

1. Alle Staaten sind verpflichtet, ihre G tz-

gebung über die allgemeine Arbeitshygiene für

Beti i aller Art, insbesondere über Unfall- und

Krankheitsverhütung! auszubauen«

2. Für alle Arbeiter in besonders gefährlichen
Betrieben sind in allen Staaten wirksame Vor-

hrift um Schutze der Gesundheit der Arbeiter

u e; ten. Zu diesen Berufen gehören vor¬

behaltlich weiterer Ergänzung: der- Bergbau unter

ig, die Hütten*. Stahl- und Walzwerkindustrie.

die in ununterbrochenem Betrieb arbeitenden

Unternehmungen, ferner alle Betriebe, in denen

werbliche Gifte hergestellt oder verarbeitet

werden, sowie alle Unternehmungen für Tunnelbau

ur 1 fur Arbeiten in Druckluft unter Wasser-.

Bewahrte Schutzvorrichtungen gegen Unfall¬

fahr und Berufskrankheiten od alsbald im

Wege internationaler Vereinbarung if. allen Staaten

durchzuführen.
Die von der Internationalen Vereinigung für

g tsetzlichen Arbeiterschutz geführte Liste der

i iustriellen Gifte ist bei der gemeinsamen Arbeit

auf dem Gebiete der Berufshygiene zu beichten.

Von der Versendung in industriellen oder ge-

werblichen Betrieben sind solche Gifte aus¬

schließen, die durch weniger gefährliche Stoffe

i rsetzt werden können.

Für den Beruf der Seeleute ist ein besonderes

internationales Seemannsrecht und ein Seemanns-

hutz unter Mitwirkung der Organisationen der

Seeleute ZU Schaffen

I Die tägli trbeitsdauer für i • Arbeiter

in gewei blii hen B< trieben darf acht Stunden nicht

en Wechselschichten sin 1 einer- be-

Regelung zu unterziehen.

Die Ai sdauer für Arbeiterinnen darf an

tnnaben len vier Stunden nicht überschreiten.

nnabend tl isr den Arbeiterinnen

n 12 Uhr mittags ib freizug n. W \.
• '

¦

ns Kri des H notwendig sind,
i n Arbeiterinnen eine ent rechende Rul

in je Ier Woche zu ?e a ihren.

4. Di i Vlter für die Zulassung von Kindern
/'• rblicher, industrieller, kommerzieller oder

ndwirl haftlicher Lohnarbeit und für die Ent

Schul ird auf das v lete
! I Lebensjahr U I esetzt. Für alle jugendlichen

en 11 und ls Jahren ist ein pflicht-
ich- oier Fortbildu chulunterricht

einzuführen« Die Zeit zum Besuche dieses Unter-

richts ist den jugendlichen Arbeitern freizugeb
5. Vor und nach ihrer Niederkunft dürfen

Arbeiterinnen im ganzen während zehn Wochen

nach der Niederkunft jedenfalls wenigstens se

Wochen — nicht gewerblich beschäftigt werden

Den Unternehmern Ist zu verbieten, den Ar¬

beiterinnen nach beendeter Arbeitszeit weit»

Arbeit nach Hause mitzugeben.
Für gleiche Arbeitsleistung ist Arbeiterinnen

der gleiche Lohn wie Arbeitern zu zahlen.

8. Die Nachtarbeit zwischen 8 Uhr abends u

6 Uhr morgens ist gesetzlich zu verbieten I

alle Betriebe, die nicht ihrer Art nach oder au-

technischen Gründen auf die Nachtarbeit an

gewiesen sind.

7. Den Arbeitern ist generell wöchentlich ei

zusammenhängende Ruhepause von mindestens

32 Stunden gesetzlich zu gewährleisten, die i

die Zeit von Sonnabend bis Montag früh zu ver-

legen ist. Ausnahmen von dieser Sonntagsruh
dürfen nur gemacht werden für die Verrichtung
von Arbeiten, die zur Wiederaufnahme des I

tnebes am Montag erforderlich sind, wie für Be¬

triebe, die aus technischen Gründen nicht unt

brochen werden können und für jene Tätigkeit, di

der Erholung und Bildung des Volkes am Sonn:

dient. In allen diesen Fäden muß die 32Stund]

ununterbrochene Ruhepause un Wochentagen g
währt werden. Die Ausnahmen sind im Uesetz«

genau zu bezeichnen. In kontinuierlichen B

trieben sind zur Sicherung der wöchentlichen

ununterbrochenen Ruhepause von 32 Stund

Reserveschichten einzulegen. Die Schichtregelung
ist so zu treffen, daß die Arbeiter abwechselnd

mindestens jede dritte Woche den Sonntag f'

haben.

& Alle Gesetze und Verordnungen auf dem

Gebiete des Arbeiterschutzes sind sinngemäß a

die Heimindustrie anzuwenden.

Die Heimarbeit ist zu verbieten:

a) Für Arbeiten, die mit schwerer Gesund

heits- oder Vergiftungsgefahr verbunden sind;

b) für die Herstellung von Lebens- und Gern

mittein einschließlich der Verpackung.
Für Wohnungen, in denen Heimarbeit be¬

trieben wird, ist bei <\usbruch gewisser näher

zeichnender ansteckender Krankheiten die A

zeigepflicht durchzuführen. Falls infolgedess<
die Heimarbeit in diesen Wohnungen verböte))

wird, ist den von dem Verbot betroffenen Per

sonen Entschädigung zu gewähren.
Der Gesundheitszustand der in der Heim

Industrie beschäftigten Minderjährigen ist ärztl

zu überwachen.

Die Arbeitgeber der Heimindustriellen un

Heimarbeiter sind gesetzlich zur Führung \

Listen der Arbeiter sowie zur offenen Ausl

von Lohnverzeichnissen zu verpflichten. I

Mindestlohne der Hausindustriellen und Hei

arbeiter sind durch paritätische Lohnämter

chtsverbindlicher Kraft festzusetzen«

Fürsoryebearntinnen bei den Krankenkassen

! tie Ortskrankenkasse für kaufmännische Geschä
in Hamburg hat seit dem 1. Januar 1918 eine

allen einschlägigen Gebieten vorgebildete Krank-
Schwester als Fürsorgebeamtin angestellt, der

N> if( i in erster Linie darin besteht, die v

den Abft l rsstellen und den Krank

i ;hern er teten Meldungen über gesundh*
liehe Gefährdungen der Versicherten oder der

Familien mg tuen an Ort und Steile zu prü!
und .v • -it als >gli h für Abhilfe zu s i

tlich für Redaktion II ZaddUch, Btrün. Verl«« C. < l. Berlin. Druck: A. Schlick* fc Cie., Berlin NM



Yxr di* beranrtfükfrode Frühjahrs- nad

Sommerrsaiaon empfehle ksh den Koi-

ItfiBfi** *** Koll^enfrrsiiea bei Nein

n^haffnngen, Aenderungen und Auf*

»s Leitungen von Kopfbedeckungen mein

Domen-PatzseschfiR
Bei Vorseigen der Mitgliedskarte
gewähre ich 10 Procent Rabatt

Frau Arthur Wolllnjack
DOaaeldorf, Ro8atr.Be IS.

Recbenfex
Bcjineilrechenmethode, kein Bach, sofort

anwendbar, gegen Einsendung von H PI
liefert

F. Schönwald. Düsseldorf,
Kreuzstraße 52.

[gKMKSDUKMDS]

Du bist erkannt"
„Deine Kopfform seiet nst* Deine Begabung; nnd

Deinen Charakter 1" An 14 Bildern wird In dem Boche erkllrt,
wie mau die angeborenen Talente, Begabungen, raten n. schlechten Eigen¬
schaften usw. an lulleren Merkmalen mit Sicherheit erkennt! (Belehrend
und hochinteressant 1) Dr. med. SelS schreibt: ....

Kohlhardts Broschüre
kann Jedem bestens empfohlen werden." Preis 60 Pf. Uranus - Verlag»
Berlin S 42 (Poetscheck Nr. 48638). Durch Buchhlndler wird nicht geliefert
Persönliche Beurteilung nnd naeh Bildern: Für welch.Beruf

geeignet (welch. Studium. Handwerk, Geschlft usw.). Lohnt sich Unterricht?

(Musik, Zeichnen, hohe Schule nsw.) Charakterfehler, Vorzüge, Erziehung
usw. Anerkenn, v. KOnstl., Kauneut., Fabrikant«, Vereinen. Prospekt frei.

tetattiaiiiiij Carl Giebel • JSSüS. *

empfiehlt sich zur Lieferung aller Werke über die

Relchsverslcherungsordnung, Kommentare, Hand¬

ausgaben, Gesetzestextausgaben und dergleichen.

Eine Erhöhung der Renten
aus der Angestelltenversicherung oder anderen Fürsorge¬

einrichtungen ist je länger je mehr

dringend notwendig.
Die steigende Geldentwertung mahnt zur

Selbsthilfe
durch Anschluß an die

Pensions- u. Hinterbliebenenfürsorge
des Verbandes der Bureauangesteilten.

*

Bereits nach einer fünfjährigen Karenzzeit kann

Invalidenfürsorge, Witwen- und Waisenunterstützung

gewährt werden. Altersunterstützung wird eventuell nach voll¬

endetem 65. Lebensjahre gezahlt. Die Unterstützungssätze steigen
mit den Jahren der zurückgelegten Wartezeit. Auch der jüngste

Berufsangehörige hat deshalb das gleiche Interesse an einer früh¬

zeitigen Versicherung.

Es wäre falsch, den Eintritt hinauszuschieben.

Jeder sorge rechtzeitigfür seine Angehörigen!
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Der 6tcücnna<a)U)d0
ift ltt>t 9*n der graten WUt)titft\t. Sei fttr ortßcn

©teücnlöflgfeit befon&erd unter imferen r>eim*

gefehrten ff rteöcreilnebmern and unferen weiblichen

6er«fflangebörigen

mag
für befoleumgtc Unterbringung geforgt »erden.

}ede offene 6teUang bei Öebörfcen, Äronfenfaffin,

derufegenofTenfcbaften, Kecbeaantpatten, Patent

anhalten, üerflcbernngegereUf^often und Jndufttie-

betrieben ift fofort unferem juftandigen (Dcte- oder

unferem Central«6tcUennad>t»tis ju melden.

mit allen «Kitteln muß die eteUenoermittelung

gefördert »erden.

Verfragsformalare
zur Anstellung auf Grund der Dienstordnung

Preis:

bis 25 Stück pro Stück 2t Pf.

darüber
„

IS
„

hält vorrätig

Verlagsbuchhandlung Carl Giebel
Berlin O 27, Dircksenstraße 4.

Von der

Pensions- und Hinterbliebenenfürsorge
des Verbandes der Bureauangesteilten

können im Einzelfall bereits nach 5 Jahren gewährt werden:

In «fall denUnterstützung: tso Mk. jahrlich pro Anteil (der Sau

steigt mit der Dauer der zurückgelegten Wartezeit):
Aitersunterstützung: nach vollendetem 65. Lebensjahre in Höhe

der Invalidenunterstot/ung

¦VltwenunterstfltlunB: SO v H. der Invalidenunterstützung.
WaisenunterstUtzung an Waisen im Aiter bis zu 16 Jahren.

An Beiträgen ist pro Unttrstützungsanten und Monat zu zahlen:

t.10 Mk. von Mitgliedern, die im Alter bis zu 40 Jahren
1-50

• » n «»,,„„ SO
„

2.—
n m n

höheren Alter Anteile erwerben.

Es kennen bis zu fünf Anteilen übernommen werden.

Beltrtttslormttlare und nähere Auskünfte übermittelt auf Wunsm die

Hauptgeschäftsstelle des Verbandes
Verbsndsvorsltzender Cart Oiebel. Benin 0 27. Dircksenstraße 4.

Dr. E E. Petri

in der deutschen Sduift-

und Umgangssprache.

Große Ausgabe
30. Auflage, vollständig neu bearbeitet

von Oberlehrer Uc. Dr. Wilhelm Erbt

75 Drudebogen • 1200 Seiten mit Ober

100000 WorterWärungen

Gebunden 10 Mark

Volks - Ausgabe
39. Auflage, neu bearbeitet von Prof.

Dr. Rudolf Krause

55 Druckbogen • 862 Seiten mit etwa

70000 Worterklärungen

Bebunden 7,80 Mark

Zu bezieben durch die

ferbikiEneUaBdlai Carl Siebet,

lerüi 0 27, frobeeitmte 4.

Zeugnisabschriften

*

fertigt schnellstens, sauber and

preiswert an

HflAffin Vertrieb von Maschinen

rUslIlllt und Bureaubedarf.

Beriin W 36. Potsdamer Strebe 113.
Fernruf Kurfürst MQ7« Lfiuow 70»

urtstlsthe Werte aller

Art, Klasflker-Amgaben

literarische

Erscheinungen
können bezagen werden durch die

fersaiihstfisaiHlItsi («I Gleite]
Berlin 0 27, Dirdcsenstra&e 4.

Weiße Briefumschläge, «SSE..
Hellroter Siegellack, •"&*¦"
hellfflflsslger Bureauleim

in Dosen (250 g) mit Piasei,

liefert preiswert

HflAffin Vertrieb von Maschinen

rUglllUf und Bursaubedarf.
Berttn W 35. Potsdamer Strafte 1t3

i-eninif: Kurtflrat »497. Lfluoer 7069

Verla« i C. ttiehei. Berlin O f7, DtfekeeastnS* 4 - Verantwortlich für (Um ABMlftatail: H. ZndUack. ».tum
l>reek Tun Alexander Schlick« * Cie., Berlin N »4. RUbitr Strafte St-«.
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